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EDITORIAL/156: Die Quelle zu nennen ... (SB)





Wochendruckausgabe 156 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
09.11.2019
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Die Quelle zu nennen ...

Wie oft wird zum Beweis der Gültigkeit einer Nachricht nach der Quelle
gefragt?

Eine Quelle markiert überraschend jenen Ort, an welchem das gleichwohl
überall präsente Wasser der Erde unverkennbar und massiv aus dem Boden
sprudelt oder vom Felsgestein quillt und von dort seinen immer stärker
werdenden Lauf verbraucht, anschwellend vom Bach zum rauschenden Fluß
bis hin zum reißenden Strom, dessen Fluten sich endlich in das große
Sammelbecken Meer ergießen müssen.

Die Quelle ist jedoch auch das Sickerwasser, das vielleicht über große
Flächen, Felder und Wiesen, sukzessive seine Umgebung näßt, bis sich
nämliches Bild des Flusses in der Fläche abzubilden beginnt.

Gerade weil sich die Quelle, wie auch der Fluß und seine Mündung, über
jenen gut sichtbaren Teil einer fließenden Vernetzung aller Wasser dem
Auge faßbar macht, verbirgt sie doch auch auf diese Weise die
weltweite Haftung in ihrer unzerrissenen Liquidität. Als der immer
gleiche Ausgangspunkt der Schöpfung wird sie dennoch sofort zum
Verteiler aller Absehbarkeiten und Endlichkeiten und gewährleistet am
Ende wie am Beginn auch ihr tragendes und schwimmendes Wesen und ihre
liquide Unzerstörbarkeit, jene nicht zu trennende Verbindung, für die
das Wasser im allgemeinen auch steht - ein Medium, das in der Tat
seine Fähigkeiten zum Transport und zum Verkehr, zum Widerstand und
zur Flüchtigkeit, zur Haft und zur Haftlosigkeit derart vollkommen in
sich vereinigt, daß es dem Ergebnis jeder Kommunikation und dem
Streben darüber hinaus stets einen Tropfen voraus sein muß.

Was sonst auch hätte eine größere Eignung zum Boten und zur Botschaft
gleichermaßen aufzuweisen und wäre doch nicht ungeeigneter, zum bloßen
Beweis seiner Gültigkeit erniedrigt zu werden?

Ihre Schattenblick-Redaktion


8. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





ATOM/233: Halbwertzeit - Kernkraft, die Not schafft ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 6. November 2019

AKW Brokdorf: 272 Störfälle und 400 Mahnwachen / BBU fordert sofortige
Stilllegung



(Bonn, Brokdorf, 06.11.2019) Anlässlich der 400. Mahnwache vor dem
Atomkraftwerk Brokdorf hat der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) von der zuständigen Landesregierung in
Schleswig-Holstein die sofortige Stilllegung des seit Jahrzehnten
umstrittenen norddeutschen AKW gefordert. In dem Reaktor haben sich seit
der Inbetriebnahme im Jahr 1986 laut Bundesamt für kerntechnische
Entsorgungssicherheit bereits 272 Störfälle ereignet (Stand 31. Aug.
2019).[1]

Die Brokdorf-Mahnwachen finden immer am 6. eines Monats vor dem Haupttor
des AKW Brokdorf statt. Dieser Monatstag wurde 1986 von den Initiatoren
gewählt, um auf den unlösbaren Zusammenhang von Atomstromproduktion und
militärischer Nutzung hinzuweisen. Erinnert wird dabei immer wieder an
den Atombombenabwurf auf die japanische Stadt Hiroshima am 6. August
1945. Das Motto der Mahnwachen vor dem AKW Brokdorf lautete von Anbeginn
an "Im Angesicht der Bedrohung: Gemeinsam Wege der Hoffnung finden."
Jetzt, am 6. November 2019, stand die 400. monatliche Mahnwache auf der
Tagesordnung des Brokdorf-Protestes.

In einem Grußwort an die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Mahnwache
hat sich der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)
solidarisch zu Wort gemeldet und bedankte sich für den langen Atem der
Beteiligten.

Wörtlich heißt es in dem Grußwort u. a.: "Es ist wichtig und
unerlässlich, dass immer wieder, so wie bei Euch in Brokdorf, auf den
Zusammenhang zwischen der militärischen und der so genannten zivilen
Nutzung der Atomenergie hingewiesen wird. Nach Auffassung des BBU sind
die regelmäßigen Mahnwachen in Brokdorf gegen die Atomindustrie ein
wichtiges Element der bundesweiten und auch der internationalen
Anti-Atomkraft- und Friedens-Bewegung!

Der BBU wünscht den Beteiligten in und um Brokdorf weiterhin einen
langen Atem und viel Energie für weitere Aktivitäten. Gemeinsam gelingt
es uns hoffentlich, die Stilllegung des AKW Brokdorf deutlich vor Ende
2021 zu erwirken. Das Motto der Brokdorf-Mahnwachen kann dabei nur
hilfreich sein: "Gemeinsam Wege der Hoffnung finden." In diesem Sinne
- herzliche Grüße vom Vorstand des BBU."

Die nächste Brokdorf-Mahnwache, die 401., wird am 6. Dezember 2019
stattfinden - am Nikolaustag. Und dann wie immer um 14 Uhr.

Der BBU fordert grundlegend die sofortige Stilllegung aller
Atomkraftwerke und sonstiger Atomfabriken, und das weltweit.

Weitere Informationen zu den Brokdorf-Mahnwachen und zum Protest gegen
das AKW Brokdorf: 

http://lebensgemeinschaft.basisgemeinde.de

https://akw-brokdorf-abschalten.de


Anmerkung:

[1] https://www.bfe.bund.de/DE/kt/ereignisse/standorte/kkw/kkw.html

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 06.11.2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 9. November 2019 
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/657: Klimakampf und Kohlefront - notgedrungen weiter fördern ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Presseerklärung vom 7. November 2019

Grüne Liga, Greenpeace und Klima-Allianz Deutschland warnen Brandenburg
und Sachsen vor Finanzdesaster

Braunkohle-Folgekosten unzureichend abgesichert. Auswertung aller in
Schweden neu zugänglichen Dokumente zum Verkauf von Vattenfalls
Braunkohlesparte ist dringend geboten.



Berlin, 7.11.2019: Die Umweltorganisationen Grüne Liga, Greenpeace und das
zivilgesellschaftliche Bündnis Klima-Allianz Deutschland appellieren
eindringlich an die Landesregierungen von Brandenburg und Sachsen, die
finanzielle Sicherung der Braunkohle-Folgekosten umgehend zu gewährleisten.

Neue wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, dass die sogenannten
Vorsorgevereinbarungen, die Brandenburg und Sachsen mit dem
Braunkohleunternehmen LEAG geschlossen hat, zur Absicherung der Folgekosten
ungeeignet sind. Zudem ist offen, ob die LEAG-Mutter, der tschechische
Finanzinvestor EPH, der vor drei Jahren die Braunkohlesparte des
schwedischen Staatskonzerns Vattenfall gekauft hatte, überhaupt noch als
zuverlässiger Vertragspartner gelten kann. Der Wirtschaftsausschuss des
schwedischen Parlaments befasst sich derzeit unter anderem mit
Korruptionsvorwürfen, die sich aus jüngst bekannt gewordenen
Regierungsdokumenten ergeben. Die Verbände veröffentlichen heute Teile
davon.

Die Organisationen fordern: "Nach den Enthüllungen führt kein Weg daran
vorbei, dass sich die neuen Regierungen in Brandenburg und Sachsen im
Koalitionsvertrag zu einer umfassenden Sicherung der Mittel für die
Rekultivierung der Tagebaugebiete bekennen, und Transparenz schaffen. Die
neu aufgetauchten Papiere, die in Schweden einen Skandal ausgelöst und zu
einem Untersuchungsausschuss vor dem schwedischen Parlament geführt haben,
müssen auch in Deutschland umgehend von unabhängiger Seite ausgewertet
werden."

Der schwedische Fernsehsender TV4 hatte die bisher geheim gehaltenen
Dokumente im Oktober zitiert. Die Schlagzeile des Fernsehbeitrags lautete:
"Geheime Unterlagen von Vattenfall enthüllen die Lügen der Regierung über
den Verkauf". Die schwedische Tageszeitung Dagens Nyheter schrieb mit
Verweis auf die Fernsehberichterstattung: "Vertrauliche Dokumente belegen,
dass es Vorwürfe wegen Geldwäsche, Steuerbetrug, Bestechung und Korruption
gegen das tschechische Unternehmen gab, an das Vattenfall sein umstrittenes
Braunkohlegeschäft vor drei Jahren verkauft hat. Die Regierung war sich der
Informationen bewusst, entschied sich aber dennoch für die Genehmigung des
Falls." Offenbar lagen der schwedischen Regierung genügend Informationen
vor, um den tschechischen Investor nach den Regeln des EU-Vergaberechts vom
Kauf auszuschließen. Der schwedische Wirtschaftsminister Ibrahim Baylan
musste sich gestern einer Untersuchung im Wirtschaftsausschuss des
Parlaments stellen, lieferte aber weder zur Frage der Rekultivierungskosten
noch zu Fragen von zurückgehaltenen Unterlagen ausreichende Antworten.

Die gestern veröffentlichte Studie des Forum Ökologisch-Soziale
Marktwirtschaft e.V. (FÖS) zeigt, dass der beschleunigte Kohleausstieg und
die angespannte wirtschaftliche Lage für Braunkohlekraftwerke eine
Absicherung der finanziellen Risiken so dringend macht wie nie zuvor. Die
Vorsorgevereinbarungen, die dazu in Brandenburg und Sachsen unterzeichnet
wurden, stellen sich zudem als ungeeignet heraus. Stattdessen müssen
Sicherheitsleistungen und eine verbesserte Konzernhaftung dafür sorgen,
dass die Verursacher auch für die Folgekosten aufkommen.

Hierzu erklären die Organisationen:

René Schuster, Grüne Liga: "Es ist unverantwortlich, die Rekultivierung der
Landschaft vom Weiterlaufen anderer Tagebaue abhängig zu machen. Letztlich
wird hier der Staat erpresst, entweder langfristiger Kohleverstromung
zuzustimmen oder auf den Folgekosten sitzenzubleiben."

Stefanie Langkamp, Klima-Allianz Deutschland "Es ist noch viel
aufzuarbeiten. Dazu müssen die schwedischen Dokumente jetzt auf den Tisch.
Es gibt unzählige offene Fragen an den neuen Betreiber LEAG. Werden die
Fragen weiter verschleppt, führt das im schlimmsten Fall zu einem
Milliardenloch in den Landeskassen. Gelder, die für den sozialverträglichen
Strukturwandel dringender gebraucht werden."

Karsten Smid, Greenpeace: "Das schwedische Parlament war offenbar vor dem
Verkauf nicht vollständig über die Korruptionsvorwürfe gegen die
tschechischen Investoren informiert. Zudem zeigen die über weite Teile
geschwärzten Regierungsdokumente über den Verkauf von Vattenfalls
Braunkohlesparte weitere Ungereimtheiten, die dringend einer Aufklärung
auch in den zukünftigen Landesregierungen Brandenburg und Sachsen
bedürfen."

Die Organisationen fordern von den zukünftigen Landesregierungen in
Brandenburg und Sachsen, die Ungereimtheiten aufzuklären und vollständige
Transparenz über den Braunkohledeal herzustellen. Die Ministerpräsidenten
Dietmar Woidke (Brandenburg) und Michael Kretschmer (Sachsen) müssen die in
Schweden zugänglichen Unterlagen von der jetzigen Regierung anfordern und
unabhängig von den schwedischen Erkenntnissen auswerten. Dazu gehört auch
eine Analyse der Zusammenfassung des Kaufvertrages ("Begäran om samording?
vom 18.04.2016). Die milliardenschweren Risiken, die bei einer möglichen
Insolvenz auf den Landesregierungen lasten, erfordern eine sorgfältige
Aufarbeitung aller zugänglichen Informationen. Es wäre fatal, diese Chance
ungenutzt zu lassen. Denn leidtragend werden die Bürgerinnen und Bürger
sein, die die Steuerlast tragen muss.



Folgende schwedische Regierungsdokumente können unter dem Link
https://act.gp/2rdEXBi abgerufen werden:

- Complianceprüfung der EPH durch Freshfields Bruckhaus Deringer
 (englisch)

- Zusammenfassung des Kaufvertrags (schwedisch)

- Beglaubigte Übersetzung der Zusammenfassung des Kaufvertrags (deutsch)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 07.09.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 8. November 2019 
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MUMIA/991: Der Fall Kavanaugh (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 982

Der Fall Kavanaugh

Auch in den USA wird »Recht« von Juristen gesprochen, die, egal ob
altersweise oder unmoralisch, laut Karl Marx nur Teil der »moderne(n)
Staatsgewalt« sind, die nichts ist als »ein Ausschuss, der die
gemeinschaftlichen Geschäfte der ganzen Bourgeoisieklasse verwaltet«. (MEW
Band 6, S. 402)

von Mumia Abu-Jamal, November 2019



John Paul Stevens (1920-2019), der erst im Juli dieses Jahres verstorbene
ehemalige Richter am Obersten Gerichtshof der USA, merkte in seinem letzten
Buch ein paar interessante Dinge über Richter Brett Kavanaugh an. Kavanaugh
war früher Richter am Bundesbezirksgericht im Regierungsbezirk Washington
D. gewesen und verfasste 2011 als einer von drei Bundesrichtern die
Urteilsbegründung in dem Verfahren »Bluman gegen Federal Election
Commission«.

Mit dem Verfahren wollten die Kläger Benjamin Bluman und Asenath Steiman
erreichen, am Wahlkampagnenprozess in den USA teilnehmen zu dürfen, »obwohl
sie keine US-Bürger sind und sich nur vorübergehend in diesem Land
aufhalten«, wie Kavanaugh schrieb. Sie strebten an, »Geld für Kandidaten
bei US-Bundes- und Bundesstaatswahlen zu spenden, nationale politische
Parteien und externe politische Gruppen zu unterstützen und Ausgaben zu
tätigen, die sich ausdrücklich für oder gegen die Wahl von Kandidaten bei
US-Wahlen einsetzen«, so der Bundesrichter weiter. Mit der von Kavanaugh
erläuterten Entscheidung des Bundesbezirksgerichts wurde die Klage
abgelehnt.

In seinem 2014 veröffentlichten Buch »Six Amendments: How and Why We Should
Change the Constitution« (»Sechs Verfassungszusätze: Wie und warum wir die
Verfassung ändern sollten«) schreibt Stevens voller Überschwang über den
Juristen Kavanaugh. Dessen Arbeit bezeichnet er als »umsichtig«, zitiert
aus der »Bluman«-Urteilsbegründung als Bundesrichter und illustriert diese
Ausführungen sogar mit einem Farbfoto des Richters sowie auch Fotos
weiterer Oberster Richter, über die er in seinem Buch schreibt. »Six
Amendments« führt sechs Zusätze an, die Stevens zur Veränderung einiger
entscheidender Punkte der US-Verfassung vorschlägt. Dazu gehört unter
anderem die Abschaffung der Todesstrafe, da sie einen Verstoß gegen den
achten Zusatzartikel zur Verfassung der Vereinigten Staaten darstellt, der
»grausame und ungewöhnliche Bestrafung« verbietet.

Stevens' Buch war natürlich schon mehrere Jahre vor der heftigen
Kontroverse erschienen, die sich im Sommer 2018 um die Berufung Kavanaughs
durch US-Präsident Donald Trump zum Richter am Obersten Gerichtshof der USA
entspann. Der geäußerte Vorwurf, Kavanaugh fehle es an moralischer
Integrität, trübte die Stimmung bei den Anhörungen vor dem Justizausschuss
des US-Senats. Obwohl es deutlich zuvor verfasst wurde, bietet das Buch
Einblicke darüber, wie Kavanaugh von anderen Mitgliedern des höchsten
US-Gerichts angesehen wurde. Schließlich wurde er am 6. Oktober 2018 gemäß
der Abgeordnetenanzahl von Republikanern und Demokraten mit 50 zu 48
Stimmen durch den US-Senat bestätigt. Seine Bestätigung war die knappste
Abstimmung über die Berufung eines Richters an den Supreme Court seit 1881.

John Paul Stevens war über 34 Jahre Teil dieses höchsten US-Gerichts. Wie
sein Buch zeigt, änderten sich im Laufe der Zeit einige seiner früheren
Ansichten. 1976 stimmte er zwar im Verfahren »Gregg gegen Georgia« noch für
die Wiedereinführung der Todesstrafe in den USA. In seinen letzten Jahren
meinte er jedoch, dass »staatlich sanktionierte Tötungen immer
anachronistischer werden« und stimmte dem früheren Obersten Richter Byron
White zu, dass »das unnötige Auslöschen des Lebens mit nur marginalen
Beiträgen zu erkennbaren gesellschaftlichen oder öffentlichen Zwecken (...)
offensichtlich unverhältnismäßig wäre« und demzufolge den achten
Verfassungszusatz verletze.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 256 vom 4. November 2019

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT





INTERVIEW/126: 24. Linke Literaturmesse - Dialektische Infragestellung ...    Gunnar Schedel im Gespräch (SB)


Gunnar Schedel ist Geschäftsführer des Alibri-Verlages, der über ein betont
säkulares und humanistisches Selbstverständnis verfügt. Das in Aschaffenburg
ansässige Unternehmen ist regelmäßig auf der Linken Literaturmesse in Nürnberg
vertreten. Alibri war mit zwei Buchpräsentationen - Rudolph Stumberger "Utopie
konkret - und was daraus geworden ist" und André Sebastiani "Anthroposophie -
Eine kurze Kritik" - am Begleitprogramm der Messe beteiligt. 
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Gunnar Schedel

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Ihr habt ein betont religions- und weltanschauungskritisches Programm. Wie
seid ihr darauf gekommen, insbesondere über Themen wie Anthroposophie, Esoterik
und ähnliches zu publizieren?

Gunnar Schedel (GS): Na ja, ich denke halt, daß Religionskritik, wie der olle
Marx gesagt hat, tatsächlich der Anfang aller Kritik ist, weil sie in einen
Bereich vorzudringen versucht, der gegen Kritik immunisiert werden soll. Nicht
nur bei Religionen, sondern bei vielen Weltanschauungen, ob jetzt religiös oder
nicht religiös, gibt es ein Bedürfnis, eine Mauer gegen Kritik aufzubauen. Das
ein wenig anzubohren und mit Argumenten wie mit Karikaturen, die wir
mittlerweile ebenfalls veröffentlichen, kleine Nadelstiche zu setzen, finde ich
nach wie vor sehr wichtig für die Linke.

SB: Was hältst du von der These, daß sich in linken Debatten und Zusammenhängen
doktrinäre Strukturen quasireligiösen Charakters bilden können, bei denen sich
politische Prinzipien auf prekäre Weise verselbständigen und gegen Kritik
abgeschottet werden?

GS: Ja, das würde ich auf alle Fälle so sehen. Viele der identitätspolitischen
Debatten haben so einen Einschlag, das gilt auch für viele der Debatten, die
sich um Ökologie, Veganismus drehen. Weil das grundlegende Anliegen richtig ist,
ist es um so wichtiger, diesen kritischen Impuls auch bei den jeweiligen Themen
zu erhalten und immer darauf zu dringen, selbstreflexiv zu sein, und immer
darauf zu dringen, daß Kritik ganz selten wirklich destruktiv ist. Kritik
eröffnet eigentlich die Möglichkeit für die gesellschaftliche Umgestaltung, die
wir vorhaben. Sie ist eine Voraussetzung dafür, daß die Dinge in Fluß geraten und im
Fluß bleiben. Deshalb bemühen wir uns, dazu spannende Titel vorzulegen.

SB: Würdest du sagen, daß der dialektische Materialismus noch eine Rolle in der
weltanschaulichen Kritik spielt, oder würdest du ihn seinerseits einer
weltanschaulichen Dogmatik zurechnen?

GS: Oh, ich glaube, es gibt Ausprägungen, die zur weltanschaulichen Dogmatik
gehören, aber ich hatte ja eingangs schon Marx zitiert. Ich glaube, daß dort
noch emanzipatorische Anknüpfungspunkte vorhanden sind Es ist eben immer eine
Frage, wie setzt du eine Theorie, ein Analyseinstrumentarium ein, und ich
denke, der dialektische Materialismus verfügt über Instrumente, die für eine
Weiterentwicklung der Gesellschaft genutzt werden können. Du kannst sie auch für
ganz andere Sachen wie Herrschaftsstabilisierung nutzen, das geht natürlich auch.

SB: Was ist derzeit in eurem Programm in dieser Hinsicht relevant und empfehlenswert?

GS: Wir haben dieses Jahr das hundertjährige Jubiläum der Waldorf-Schulen und
wir haben nicht aus diesem Anlaß, aber es trifft sich gut, dazu eine kritische
Einführung in die Anthroposophie vorgelegt. Im Bildprogramm haben wir ein Buch
im Alibri-Verlag gemacht, das die wenigsten Buchstaben aufweist. Es kommen nur
zwei Buchstaben vor, A und B. Es geht um eine
doktrinäre Versteifung von Gesellschaft eben auf den Buchstaben A, sonst kommt
nichts vor, doch der Protagonist, der schafft es dann, den Buchstaben B
einzuführen.

SB: Vielen Dank für das Gespräch.
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INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT





INTERVIEW/125: 24. Linke Literaturmesse - Türkei und Kurdistan von unten ...    Max Zirngast im Gespräch (SB)




Interview am 3. November 2019 in Nürnberg

Der österreichische Politikwissenschaftler und Philosoph Max Zirngast
lebte, studierte und arbeitete seit 2015 als Journalist und Autor in
der türkischen Hauptstadt Ankara. Am 11. September 2018 wurde er dort
festgenommen und dann inhaftiert. Nach drei Monaten im Gefängnis kam
er am 24. Dezember 2018 aus der Untersuchungshaft frei, durfte aber
das Land nicht verlassen. Der Prozeß gegen ihn begann am 11. April
2019 und wurde am ersten Verhandlungstag auf den 11. September 2019
vertagt. Beim zweiten Termin wurden er und die Mitangeklagten Hatice
Göz, Burcin Tekdemir und Mithatcan Türekten auf Antrag der
Staatsanwaltschaft freigesprochen, das Ausreiseverbot wurde
aufgehoben. Seit Ende September ist Zirngast wieder in Europa.

Auf der 24. Linken Literaturmesse in Nürnberg, die wie schon im
Vorjahr in der Kulturwerkstatt auf AEG stattfand, stellte er am 3.
November das von der Solidaritätskampagne herausgegebene Buch "Die
Türkei am Scheideweg und weitere Schriften von Max Zirngast" vor, das
im Sommer 2019 bei edition assemblage in Münster erschienen ist [1].
Im Anschluß an die Buchvorstellung [2] beantwortete er dem
Schattenblick einige vertiefende Fragen, die insbesondere aus
deutscher Sicht von Interesse sein dürften.
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Schattenblick (SB): In der Bundesrepublik gibt es eine ganze Reihe von
politischen Gefangenen der türkischen und kurdischen Linken, die
teilweise der Isolationshaft unterworfen sind. Damit liegt im Grunde
genommen die Zusammenarbeit zwischen dem türkischen und dem deutschem
Staat klar auf der Hand. Was wäre an politischer Solidaritätsarbeit
zur Unterstützung der Gefangenen und der kurdischen Bewegung in
Deutschland geboten?

Max Zirngast (MZ): Das ist eine Frage, die auf vielen Ebenen
beantwortet werden kann. Zum einen dürfte die Ausweitung des
Terrorismus-Paragraphen auf linke und progressive Organisationen
früher oder später tatsächlich auch autochthon deutsche Bewegungen
betreffen, die ihr wesentliches Betätigungsfeld hierzulande sehen. Das
ist im Grunde ein Angriff auf linke progressive Bewegungen auch in
Deutschland, aber gleichzeitig sind die türkischen und kurdischen
Linken auch das leichteste Opfer. Ich glaube, daß die Solidarität der
deutschen und europäischen Linken mit diesen Personen deswegen schon
aus Eigeninteresse sehr groß sein müßte. Das fängt bei der
Aufmerksamkeit der Medien an, die einfach sehr wichtig ist, weil
meines Erachtens sehr viele Menschen gar nicht wissen, daß
beispielsweise im TKP/ML-Prozeß immer noch eine Person in
Isolationshaft sitzt. Ich werde sehr oft nach den Haftbedingungen in
der Türkei gefragt, weiß aber nicht, wie es in unseren Ländern darum
bestellt ist, weil ich nie in Deutschland oder Österreich im Knast
war. Aber man weiß, daß hier in Deutschland Personen seit vier Jahren
in Isolationshaft sitzen, darunter auch eine, die in der Türkei
gefoltert wurde. Über die Isolationshaft hinaus sind weitere besondere
Erschwernisse dieser Haftbedingungen zu nennen, etwa was die Sprache
oder die Literatur betrifft, die ein Gefangener bekommt oder nicht
bekommt und dergleichen mehr. Das müßte die deutsche, österreichische
oder europäische Linke schon aus Eigeninteresse stärker interessieren,
als es tatsächlich der Fall ist.

Zum anderen ist die Solidaritätsarbeit, sei es mit politischen
Gefangenen in der Türkei, hier in Deutschland oder anderswo, nicht nur
für diejenigen wichtig, die von Repression betroffen sind, sondern
auch für Leute, die von draußen Solidarität üben. Es bringt die
Menschen zusammen und gibt ihnen das Gefühl, etwas Konkretes tun zu
können, wenn die Inhaftierten zumindest einige Rechte bekommen, die
sie zuvor nicht hatten, oder sogar aus dem Gefängnis freikommen, und
diese Arbeit somit Erfolge zeitigt, was auch sehr oft der Fall ist.

Was die Bedingungen in europäischen Gefängnissen betrifft, ist es
schlicht so, daß wir sehr wenig darüber wissen. In der Türkei ist das
teilweise sogar anders. Obgleich die Umstände dort natürlich viel
gravierender sind, ist die Kenntnis darüber doch größer, weil sehr
viele politische Häftlinge in den Gefängnissen sitzen, zahlreiche
Organisationen um bessere Haftbedingungen kämpfen und nicht wenige
Abgeordnete regelmäßig in die Gefängnisse gehen. Ich weiß nicht, wann
das letzte Mal ein Abgeordneter des deutschen Bundestags in ein
Gefängnis gegangen ist und es inspiziert hat. Das wird weggeschoben,
als sei es nicht notwendig, weil wir im zivilisierten Europa leben, wo
es gute Haftbedingungen gibt. Da habe ich doch meine Zweifel, daß es
sich tatsächlich so verhält. Jedenfalls ist die Solidaritätsarbeit für
die Menschen, die sich auf diese Weise engagieren, ob sie die
Betroffenen kennen oder nicht, eine sehr wichtige Arbeit. Und sie ist
auch für sie persönlich bedeutsam, weil sie ihnen das Gefühl der
Ermächtigung gibt.

SB: Das Interesse der Bundesregierung und auch der deutschen
Öffentlichkeit war in einigen Fällen von prominenten Gefangenen in der
Türkei relativ groß, während es in vielen anderen so gut wie gar nicht
vorhanden ist. Was müßte deines Erachtens passieren, damit auch die
anderen Gefangenen in der Türkei aus deutscher Sicht mehr
Aufmerksamkeit bekommen?

MZ: Es gibt verschiedene Indikatoren, an denen sich Mainstreammedien
orientieren. Wenn Fälle von Gefangenen in den großen Medien präsent
sind, ist auch das Staatsinteresse bis zu einem gewissen Grad zur
Stelle. Berichten die Medien über Häftlinge in der Türkei, wird die
Frage gestellt, was denn unsere Staatsvertreter und die Regierung
unternehmen. Angesichts dessen müssen die offiziellen Stellen, ob sie
es wollen oder nicht, zumindest in gewissem Umfang Stellung dazu
beziehen und eventuell sogar etwas unternehmen. Deswegen ist die
Medienöffentlichkeit sehr wichtig, wobei in anderen Fällen diese
Öffentlichkeit auch beabsichtigt sein kann, um bestimmte Zwecke zu
befördern. Was nun Deniz Yüzel betrifft, arbeitet der ja für ein
Medium im Springer-Verlag, das ohnehin die Möglichkeit hat, diese
Geschichte überall unterzubringen. Gleichzeitig hat auch ein
Staatsinteresse bestanden, diesen Fall großzumachen, und das hat dann
natürlich eine ganz andere Reichweite. Ich glaube nicht, daß wir Linke
die Möglichkeiten haben, diese Breite zu erreichen. Das wird nicht
gehen. Aber ich denke, es ist sehr wichtig, daß die Fälle thematisiert
werden und durchaus versucht wird, die Logik der Mainstreammedien
teilweise ein bißchen mitzuspielen und vielleicht das Menschliche ein
wenig vor das Politische zu stellen, weil das eben mehr Interesse
wachruft, so daß es plazierbarer ist und damit auch die Menschen
erreicht. Das halte ich für sehr wichtig.

Hinzu kommt natürlich, daß die europäische Öffentlichkeit, sei es in
Deutschland, Österreich oder der Schweiz, außer in Ausnahmefällen sehr
wenig Interesse an Menschen hat, die in der Türkei im Gefängnis
sitzen, aber einen türkischen oder kurdischen Namen haben. Wenn die
nicht gerade für die Welt schreiben, dann ist das Interesse daran sehr
gering. Das hat sehr viel mehr mit den Verhältnissen in Europa zu tun,
etwa dem Alltagsrassismus, selbst wenn er nicht immer offen zur
Sprache kommt, daß diese Gefangenen nicht als Menschen von uns, von
hier gesehen werden, oder man sagt, na ja, das sind halt Türken und
Türkinnen, Kurden und Kurdinnen. Das ist ihre Angelegenheit, wenn sie
in der Türkei verhaftet werden. Gegen diese Auffassung muß man sehr
stark arbeiten, da kann man auch allgemeine Werte und Rechte in den
Vordergrund rücken.

Aber einer der wichtigsten Aspekte wäre meines Erachtens, was ich in
meinem Vortrag im Zusammenhang der Dokumentationen von Arte
angesprochen habe, nämlich daß die Verbindungen von europäischen
Staaten mit der Türkei stärker thematisiert werden müssen, die weit
über Waffenlieferungen hinausgehen. Sie umfassen eine Kooperation der
Geheimdienste und Polizeien und reichen bis zu verschiedensten Formen
der Zusammenarbeit auf der Ebene von politischer Repräsentation, also
der Legitimierung dessen, was in der Türkei passiert. Immer wieder
besuchen führende Politiker aus Deutschland oder anderen EU-Staaten
das Land, ohne die dort herrschenden Bedingungen anzusprechen, wie das
kürzlich wieder im Falle des deutschen Außenministers Heiko Maas
geschehen ist. Er hatte zuvor noch große Reden geschwungen, daß er die
türkische Regierung auf die Menschenrechte festnageln wird, doch
passiert ist davon nichts. Diese Beziehungen europäischer Staaten zu
der Türkei gilt es verstärkt zu thematisieren.

SB: Die wirtschaftlichen Verbindungen zwischen Deutschland und der
Türkei sind so eng, daß die beiden Länder in gewissem Umfang in einer
ökonomischen Abhängigkeit voneinander stehen. Geht diese Verflechtung
so weit, daß die Türkei am Band der Bundesrepublik hängt?

MZ: So weit kann man wohl nicht gehen, aber man kann doch sagen, daß
die türkische Wirtschaft insgesamt sehr stark außenabhängig ist. Das
hat mit dem Modell zu tun, das vor allem nach dem Putsch 1980
etabliert wurde, welches sehr stark auf Auslandsverschuldung und
Geldflüssen aus dem Ausland einerseits und auf privater Verschuldung
im Inland andererseits beruht. Es ist eher ein Modell, das auf
Produktivität setzt, auch wenn es einige Sektoren gibt, in denen die
Türkei nicht das produziert, was im Inland benötigt wird, sondern vor
allem im Metallsektor und Automobilsektor auf den Export ausgerichtet
ist, mit all diesen Mercedes-, VW- oder BMW-Werken. Andererseits gibt
es unproduktive Sektoren wie insbesondere die in der Türkei sehr
starke Bauwirtschaft, die teilweise zu einem Aufschwung beigetragen
hat, von dem die Bevölkerung jedoch nur in kleinen Teilen profitieren
konnte. Insgesamt kann man sagen, daß das türkische Modell sehr stark
außenabhängig und damit in hohem Maße von Konjunkturschwankungen der
Weltwirtschaft abhängig ist. Gleichzeitig ist die türkische Wirtschaft
natürlich sehr stark vor allem mit europäischem Kapital verzahnt, so
daß eine Ablösung tatsächlich nicht so leicht ist.

Es werden ja gegenwärtig Diskussionen geführt, die auf der
militärisch-geostrategischen Ebene als Orientierung hin zu den USA und
zur NATO oder im Gegenteil zu einer Orientierung in Richtung Rußland
zum Ausdruck kommen. Dabei geht es um neue Manövrierräume, den Länder
wie die Türkei angesichts einer schwindenden US-Hegemonie bekommen.
Wenngleich das zutrifft, ist für die Türkei doch eine Ablösung vor
allem vom europäischen Kapital im Moment nicht möglich. Eine völlige
Ablösung vom westlichen Block, soweit das überhaupt noch ein Block
ist, aber vor allem vom europäischen Kapital ist sehr schwer möglich,
zumal die Türkei noch immer ein NATO-Staat ist. So würde ich diese
Frage beantworten. Davon abgesehen sind natürlich diese
Wirtschaftsbeziehungen für beide Seiten profitabel, besser gesagt für
das beiderseitige Kapital und nicht unbedingt für die Bevölkerungen.
Genauso wie der Großteil der deutschen Bevölkerung von diesen
Waffenlieferungen nicht profitiert, profitiert auch ein Großteil der
türkischen Bevölkerung nicht von den Autowerken, sonstigen Fabriken
und anderen wirtschaftlichen Institutionen. Darüber hinaus, daß die
Leute womöglich einen Job haben, profitieren sie davon nicht wirklich.
Das gilt es aufzuzeigen und da auch den Finger draufzulegen.

SB: Thematisiert wird von deutscher Seite insbesondere die Gefahr, daß
Erdogan die Grenzen nach Westen öffnen könnte. Gibt es so etwas wie
eine klammheimliche Übereinkunft, daß man aus europäischer Sicht die
von der Türkei geplante Vertreibung der kurdischen Bevölkerung aus
Rojava und die Ansiedlung syrischer Flüchtlinge insgeheim billigt oder
sogar als Lösung einkalkuliert?

MZ: Ja, es gibt tatsächlich sogar bei der UN Beratungen über diesen
Plan. Die Türkei droht, nicht zwei Millionen, aber Zehntausende bis
Hunderttausende aus Syrien Geflüchtete dort wieder anzusiedeln. Das
Problem ist natürlich, daß in der Geschichte der Region, auch der
Türkei des osmanischen Reiches, solche gewaltigen Verschiebungen von
Bevölkerungsgruppen gegen deren Willen sehr oft stattgefunden haben.
Dieses in beiderlei Hinsicht unmenschliche Projekt hat also Tradition,
was nahelegt, daß die türkische Regierung es tatsächlich durchsetzen
will. Ich gehe davon aus, daß die arabisch-sunnitisch-syrische
Bevölkerung, also die Geflüchteten in der Türkei, im Sinne eines
politischen Kalküls in Nordsyrien eingesetzt werden sollen, wie das
auch in der Türkei selbst schon passiert ist, indem Flüchtlingscamps
mitten in alevitisches Siedlungsgebiet gepflanzt worden sind. Das löst
natürlich bei der alevitischen Bevölkerung Panik aus, die aus der
Geschichte weiß, daß es immer wieder Massaker an ihr gegeben hat. Wenn
also der türkische Staat neben 30.000 Aleviten 50.000
arabisch-syrische Sunniten hinsetzt, gibt das zwangsläufig Anlaß zu
größter Besorgnis. Zudem ist nicht klar, in welchem Maße in solchen
Camps auch gezielt militante Kämpfer plaziert worden sind, so daß es
sich eher um Ausbildungslager handelt, was natürlich nicht heißen
soll, daß das für alle oder die Mehrzahl der Geflüchteten gilt.

Das Problem ist eben, daß sie zum Spielball der türkischen
Staatspolitik werden, die gezielt Bevölkerungsgruppen gegeneinander
ausspielt. Das hat Auswirkungen darauf, wie die aus Syrien geflohenen
Menschen von anderen Minderheitengruppen in der Türkei wahrgenommen
werden, die sich potentiell mit ihnen solidarisieren könnten. So sind
in den gefährlichsten und am schlechtesten bezahlten Sektoren wie zum
Beispiel im Baugewerbe, wo sehr viele Menschen bei Arbeitsunfällen
sterben, vor allem Kurden und Syrer beschäftigt. Es ist ja kein
Zufall, daß gerade sie als billige Arbeitskraft ausgebeutet werden.
Eine Solidarisierung wird durch dieses gezielte social engineering der
türkischen Bevölkerungspolitik verhindert.

Die andere Frage ist natürlich, wie ernst diese Drohung genommen
werden muß, die Grenzen zu öffnen und Millionen Flüchtlinge in
Richtung Westen zu schicken. In vielen Fällen dürfte das schon deshalb
nicht möglich sein, weil es sich um Leute handelt, die bereits die
türkische Staatsbürgerschaft haben. Man braucht sich ja nur Kinder
vorzustellen, die 2011 im Alter von vier, fünf Jahren in die Türkei
gekommen sind, mittlerweile den größeren Teil ihres Lebens dort
verbracht haben, viel besser Türkisch als Arabisch sprechen, zur
Schule gehen oder, wenn sie bereits älter sind, feste Arbeitsplätze
oder ein Geschäft eröffnet haben. Sie alle aus der Türkei zu
vertreiben ist abgesehen von dem menschlichen Wahnsinn dahinter,
glaube ich, auch rechtlich nicht möglich. Davon abgesehen war diese
Situation aus europäischer Sicht vor ein paar Jahren wohl ein größeres
Problem als es das heute ist, denn inzwischen sind die Balkanroute und
andere Fluchtwege mehr oder weniger geschlossen.

Daß Millionen von Syrern nach Deutschland kommen könnten, ist daher
eher Rhetorik und gezielte Panikmache, die von beiden Seiten bedient
wird, als daß dieses Szenario einen realen Hintergrund hätte. Wenn die
Bundesregierung der eigenen Bevölkerung die Zusammenarbeit mit Erdogan
verkaufen muß, dann ist der Verweis auf Massen von Flüchtlingen, die
andernfalls ins Land strömen würden, noch immer ein Argument, das am
ehesten zieht. Wahrscheinlich verhält es sich hier in Deutschland
ähnlich wie in Österreich, wo die Alltagsrhetorik der Politik
argumentiert, daß wir doch mit Ägypten und Libyen sehr gut
zusammenarbeiten, ohne daß die Frage gestellt würde, um was für
Staaten es sich dabei handelt. Daß diese Länder die Flüchtlinge von
uns fernhalten, ist ein rassistischer Diskurs, der hier greift und
andere unangenehme Fragen überdeckt.

SB: Der kurdische Gesellschaftsentwurf ist in vielerlei Hinsicht
beispielhaft. Inzwischen wird auch seinem ökologischen Anteil größere
Aufmerksamkeit geschenkt, wobei die neuen Bewegungen der
Klimagerechtigkeit zumindest in Teilen Solidarität mit Rojava zum
Ausdruck bringen. Könntest du dir vorstellen, daß über die
traditionelle Solidarität mit der kurdischen Bewegung hinaus auf
diesem Wege frische Impulse gesetzt werden?

MZ: Auf jeden Fall. Eine Bewegung wie Fridays for Future ist natürlich
diffus wie alle Bewegungen, wobei es sich noch dazu um sehr junge
Leute handelt, die in einer liberalen Gesellschaft aufwachsen.
Deswegen neigen sie auch in der Position sicher zum Teil individuell
zum Liberalismus. Das ist auch völlig normal und kann ihnen nicht zum
Vorwurf gemacht werden. Ganz im Gegenteil ist dies eine Form, die
offen in alle Richtungen ist, wenn solche Politisierungsprozesse in
Bewegung gesetzt werden. Das zeigt sich auch daran, daß man dann
beispielsweise auch eine Solidarisierung mit Rojava antrifft. Es kommt
in vielen Städten zu gemeinsamen Aktionen, und das ist bedeutsam, weil
es sich um eine sehr breite Bewegung handelt, die über alle Länder
Europas hinweg sogar bis in die USA reicht.

Das finde ich auch deswegen sehr wichtig, weil ja auch ehrliche
Liberale angesichts der Alternativen im Mittleren Osten durchaus
Interesse an Rojava finden könnten. Man muß dabei berücksichtigen, daß
sich viele Menschen, die mit den Diskursen nicht vertraut sind, schon
schwer damit tun, die Kurden im Nordirak von den Kurden in Nordsyrien
zu unterscheiden, und alle in einen Topf werfen. Beispielsweise
arbeitet die Bundeswehr immer noch mit den Kurden im Nordirak zusammen
und schickt ihnen Waffen. Ich glaube, daß es sehr wichtig ist, über
feministische Diskurse, ökologische Diskurse, aber auch über dieses
multiethnische Modell anzudocken und breitere Kreise zu erreichen. Ein
ganz banales Beispiel: Immer wieder wird vor allem von Rechten in
Europa das rassistische Thema bespielt, daß es Christinnen und
Christen im Mittleren Osten, auch in der Türkei, nicht sonderlich gut
geht, was auch stimmt. In Rojava existiert ein Modell, bei dem die
christliche Bevölkerung in der Verwaltung eingebunden ist, ihre
eigenen autonomen Milizen und ihre eigenen kulturellen Räte hat und
daher ihre Kultur, soweit das in einem Kriegsgebiet möglich ist, leben
kann. Das müßte eigentlich auch die breite Mehrheitsbevölkerung in
Europa erfreuen und Solidarität wachrufen, was aber nicht oder nur in
sehr geringem Maße geschieht. Diese Aspekte sind sehr wichtig, und man
könnte sie durchaus noch ausweiten, weil Rojava angesichts dessen, was
in der Region sonst so passiert, ein sehr interessantes Modell
darstellt, das auch von bürgerlichen Liberalen aufrichtig untersucht
und analysiert werden müßte.

SB: Max, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnoten:


[1] Solidaritätskampagne #FreeMaxZirngast (Hg.): Die Türkei am
Scheideweg und weitere Schriften von Max Zirngast, edition assemblage
Münster 2019, 432 Seiten, 12,50 EUR, ISBN 978-3-96042-060-6

[2] Bericht zur Buchvorstellung:

www.schattenblick.de/infopool/d-brille/report/dbbr0102.html


Berichte und Interviews zur 24. Linken Literaturmesse in
Nürnberg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT:

BERICHT/098: 24. Linke Literaturmesse - kritisch schreiben kritisch lesen ... (SB)

BERICHT/099: 24. Linke Literaturmesse - schließlich die geballte Faust ... (SB)

BERICHT/100: 24. Linke Literaturmesse - nicht einfach nur ein Klassenkampf ... (SB)

BERICHT/101: 24. Linke Literaturmesse - Verbotsopportunismus ... (SB)

BERICHT/102: 24. Linke Literaturmesse - türkische Motive ... (SB)

INTERVIEW/122: 24. Linke Literaturmesse - ein 68er erinnert sich ...    Thorwald Proll im Gespräch (SB)

INTERVIEW/123: 24. Linke Literaturmesse - vereint gegen Klimafolgen und System ...    Klara Beck und Alina Nüßing im Gespräch (SB)

INTERVIEW 124: 24. Linke Literaturmesse - Edition Mezopotamya ...    Martin Birkner im Gespräch (SB)

INTERVIEW/125: 24. Linke Literaturmesse - Türkei und Kurdistan von unten ...    Max Zirngast im Gespräch (SB)
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8798: Und morgen, den 11. November 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 11.11.2019 bis zum 12.11.2019 +++
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Wind um die Gosch',

den du heut' erbst,

das ist laut Frosch

Jean-Luc der Herbst.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9219: Aus aller Welt - 10.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Neue Sicherheitsgesetze sollen Proteste in Hongkong eindämmen

Angesichts der seit Monaten andauernden und zunehmend gewaltsamen
Massenproteste in Hongkong hält der Direktor des Verbindungsbüros der
chinesischen Regierung für Hongkong und Macao, Zhang Xiaoming, die
Schaffung eines soliden Rechtssystems für die chinesische
Sonderverwaltungszone für dringend geboten. Es seien weitere Schritte
erforderlich, um zu verhindern, daß sich fremde Kräfte in die
Angelegenheiten der Stadt einmischen, zitierte die Zeitung South
China Morning Post den Pekinger Beamten. Die politischen Unruhen und
die Straßengewalt in Hongkong werden laut Zhang von oppositionellen
und ausländischen Kräften geschürt.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9219: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ein Toter und zwei Verletzte nach Auseinandersetzung in Moers

Im nordrhein-westfälischen Moers sind am Samstagabend bei einem
Streit zwischen zwei Gruppen ein Mann getötet und zwei weitere
Beteiligte verletzt worden. Nach bisherigen Kenntnissen waren vier
mit Baseballschlägern und Messern bewaffnete Männer überfallartig auf
eine andere Männergruppe losgegangen. Die Polizei nahm mehrere
Verdächtige fest. Der Hintergrund der Tat ist bislang unklar. Eine
Mordkommission ermittelt.

10. November 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9216: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Türkische Armee macht Jagd auf kurdische Kämpfer

Am Freitag wurden nach Informationen der Tageszeitung Hürriyet rund
3.000 Soldaten in den Südosten der Türkei entsandt. Der
Militäreinsatz richtet sich nach Angaben des türkischen
Innenministeriums gegen kurdische Aufständische. Damit solle
verhindert werden, daß die kurdischen Kämpfer dort ihre Winterlager
einrichten können.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9218: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Koalitionsspitzen legen Streit um Grundrente bei

Die große Koalition hat sich nach langem Streit um die Grundrente auf
einen Kompromiß verständigt. Statt der umstrittenen
Bedürftigkeitsprüfung, die bislang von der Union gefordert wurde,
soll künftig eine umfassende Einkommensprüfung über den Erhalt der
Sozialleistung entscheiden. Die kommissarische SPD-Vorsitzende Malu
Dreyer sprach von einen sozialpolitischen Meilenstein. Die Grundrente
soll von 2021 an Menschen ausgezahlt werden, die 35 Jahre lang in die
staatliche Altersvorsorge eingezahlt haben und dennoch kaum von den
Bezügen leben können.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9216: Tragisches und Kurioses - 10.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Busunglück auf der A1 nahe Hamburg

Auf der Autobahn 1 nahe Hamburg hat am Samstag ein mit 46 Menschen
besetzter polnischer Reisebus aus noch ungeklärten Gründen die
Leitplanke durchbrochen und ist anschließend in einem Graben auf die
Seite gekippt. 32 Menschen wurden bei dem Unfall im Kreis Stormarn
leicht verletzt und in Krankenhäuser gebracht. Für die Rettungs- und
Aufräumarbeiten wurde die Autobahn Richtung Hamburg für sieben
Stunden gesperrt.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8301: Aus Forschung und Technik - 10.11.2019 (SB)




MELDUNGEN



Saturn schmückten lange Zeit keine Ringe

Die spektakulären Ringe des Planeten Saturn sind deutlich jünger als
bisher angenommen. Das haben Forscher um Luciano Iess von der
Sapienza Università di Roma bei der Auswertung der letzten Messungen
der NASA-Raumsonde Cassini festgestellt. Die Wissenschaftler
analysierten die Masse des Planeten und seiner Ringe und kamen zu dem
Ergebnis, daß die Saturnringe höchstens vor hundert Millionen Jahren
entstanden sind, möglicherweise sogar erst vor 10 Millionen Jahren.
Im Vergleich zum Alter des Gasplaneten von 4,5 Milliarden Jahren ist
das Ringsystem also sehr jung. Die Planetenforscher veröffentlichten
die Ergebnisse ihrer Studie im Fachmagazin Science.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8315: Aus aller Welt - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Boliviens Präsident läßt Wahl vom Oktober wiederholen

Boliviens amtierender Präsident Evo Morales wird die
Präsidentschaftswahl vom 20. Oktober, die er laut offiziellem
Wahlergebnis im ersten Durchgang gewonnen hatte, wiederholen lassen.
Außerdem wird die Wahlkommission neu besetzt werden. Die Organisation
Amerikanischer Staaten hatte Neuwahlen nach einer Überprüfung des
Wahlergebnisses empfohlen. Außerdem hatte Morales' Konkurrent Carlos
Mesa unmittelbar nach der Wahl erfolgreich die Bevölkerung zum Protest
auf der Straße aufgerufen. Zuletzt haben Regierungsgegner die
Zentralen der staatlichen Rundfunksender Bolivia TV und Radio Patria
Nueva (RPN) besetzt und die Mitarbeiter gewaltsam verjagt. Polizisten
schlugen sich auf die Seite der Opposition.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8270: Medizin und Gesundheitswesen - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Schienen und Bandagen häufig nützlich

Viele Orthopäden und Chirurgen halten sie für überholt. Jetzt ergab
jedoch eine Umfrage vom Institut für Demoskopie Allensbach, daß
Patienten sehr wohl einen Nutzen der funktionellen Therapie
verspüren. Laut Deutschem Ärzteblatt sollen 21 Prozent der Patienten
nach der Nutzung von Orthesen und Bandagen auf eine Operation
verzichtet und 22 Prozent keine Schmerzmittel mehr eingenommen haben.
Weitere zwölf Prozent sollen eine Operation nach eigener Einschätzung
zumindest hinausgezögert haben. Angesichtes dessen erklärte Gernot
Kiefer, stellvertretender Vorstandsvorsitzender des
GKV-Spitzenverbands, daß konservative Therapien stets auszunutzen
seien, bevor operiert werde.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8303: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Fünf Afghanen in Sattelzug bei Landsberg entdeckt

Am Samstag hat der Fahrer eines Sattelzugs auf der Autobahn bei
Landsberg ungewöhnliche Geräusche im Auflieger vernommen. Der
Mazedonier hielt das Fahrzeug im Bereich einer Tagesbaustelle an und
alarmierte die Polizei. Die öffnete den verplombten Auflieger an Ort
und Stelle. Darin befanden sich fünf Afghanen, von denen vier
minderjährig sind. Sie waren nach ersten Erkenntnissen ohne Wissen
des Fahrers in Serbien zugestiegen. Die jungen Männer wurden in
verschiedene Flüchtlingseinrichtungen gebracht.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8225: Sprache, Kunst und Medium - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Lieblingsfotograf der Beatles ist gestorben

Viele Fotografen haben Aufnahmen mit den Beatles gemacht, aber die
Gruppe selbst favorisierte den Briten Robert Freeman, der am Samstag
mit 82 Jahren in England gestorben ist. Genaueres wurde nicht bekannt.

Freeman machte nicht nur unzählige Fotos von den "Pilzköpfen", sondern
lieferte auch Bilder und Ideen für wenigstens fünf ihrer weltbekannten
Plattencover.

Paul McCartney (77) und Ringo Starr (79) würdigten Freeman als
"wahrhaft ideenreichen und originellen Denker". Er sei "einer unserer
Lieblingsfotografen gewesen", wie es auf der Beatles Website hieß.

Zu der Band gehörten damals auch noch der 1980 in New York ermordete
John Lennon und der 2001 verstorbene Georg Harrison.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8292: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Dritte Phase der Frontentflechtung in der Ostukraine ist angelaufen

In der Ostukraine ist am Samstag die dritte Phase der
Frontentflechtung zwischen Separatisten und Regierungstruppen
angelaufen. Der Abzug der Kampfeinheiten aus dem Gebiet rund um das
Dorf Petriwske in der Region Donezk hätte bereits am 4. November
beginnen sollen, verzögerte sich jedoch, weil eine siebentägige
Feuerpause nicht eingehalten wurde, wie die Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) konstatierte. Der
Abzug von Soldaten, Kämpfern und Kriegsgerät ist eine Voraussetzung
dafür, daß es zu einem persönlichen Treffen des ukrainischen
Präsidenten Wolodymyr Selenskyj mit seinem russischen Amtskollegen
Wladimir Putin kommen kann. Dann könnten beide Seite möglicherweise
im sogenannten Normandieformat unter Beteiligung der Regierungen von
Frankreich und Deutschland die Verhandlungen über eine Beendigung des
Konflikts in der Ostukraine wieder aufnehmen.

10. November 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8306: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Koalitionsausschuß verständigt sich auf Grundrente

Bis zu 1,5 Millionen Menschen in Deutschland haben mindestens 35
Jahre Rentenbeiträge gezahlt und liegen mit ihrer Altersversorgung
dennoch nicht über dem Niveau der Gundsicherung. Nach einem
Dreivierteljahr Verhandlungen hat der Koalitionsausschuß am Sonntag
beschlossen, diesen Menschen eine Rente von zehn Prozent über der
Grundsicherung zu gewähren. Bei der Veranschlagung der Beitragsjahre
werden Zeiten niedriger Einkommen wie bei Minijobs nicht
berücksichtigt, jedoch neben den Arbeitsjahren Erziehungszeiten,
Pflichtbeitragsjahre für Pflege und Krankheitszeiten. Die sogenannte
Grundrente wird ohne Bedürftigkeitsprüfung gezahlt. Aber es erfolgt
ein umfassender automatisierter Einkommensabgleich zwischen der
Rentenversicherung und den Finanzbehörden. Dabei soll ein Freibetrag
in Höhe von 1250 Euro für Alleinstehende und 1950 Euro für Paare
gelten. Außerdem soll es einen Freibetrag für Einkommen aus der
gesetzlichen Rente geben. Zu den weiteren Details gehört unter
anderem die Regelung von Freibeträgen beim Wohngeld. Die Grundrente
soll Anfang 2021 in Kraft treten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8275: Tragisches und Kurioses - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Viel fabrikneue Kleidung wird vernichtet oder verramscht

Jahr für Jahr werden in Deutschland mehr fabrikneue Kleidungsstücke
verramscht oder vernichtet. Wie die "Welt am Sonntag" unter Berufung
auf die Marktforschungsfirma Euromonitor International berichtete,
würden im laufenden Jahr 2,3 Mrd. Kleidungsstücke angeboten, deutlich
mehr als abgesetzt würden.

Schätzungsweise bis zu zehn Prozent (rund 230 Mio. Stück) könne der
Einzelhandel nicht absetzen, so der Textilhandelsexperte Michael Hauf.
Andere Kenner des Markts gingen sogar bis zu doppelt so hohen
Überschüssen aus.

Was die großen Ketten des Einzelhandels nicht verkaufen könnten, lande
in Verwertungs- oder Müllverbrennungsanlagen oder als Ramschware in
Ländern außerhalb der EU, so der Artikel.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8304: Arbeit, Soziales und Familie - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Kapitänin Rackete unterstützt Protest gegen Braunkohletagebau Hambach

Die als couragierte Retterin von Bootsflüchtlingen bekanntgewordene
Kapitänin Carola Rackete hat am Samstag die Klimaaktivisten am
Braunkohletagebau Hambach besucht. Das Aktionsbündnis Ende Gelände
verbreitete Racketes Stellungnahme, wonach wir mit der Verfeuerung
von Braunkohle sofort aufhören müssen. Es sei falsch, so Rackete,
fossile Brennstoffe weiter zu nutzen und Bewohner aus ihren Häusern
zu vertreiben. Die sich selbst als Klimaaktivistin bezeichnende
31jährige Rackete nahm am Sonntag in Keyenberg am Dorfspaziergang
der Bürgerinitiative "Alle Dörfer bleiben" teil. Der Ort mit
seinen ehemals 800 Bewohnern soll für den Tagebau wie vier weitere
Dörfer abgebaggert werden. In Keyenberg gab Rackete eine
Pressekonferenz. Dabei solidarisierte sie sich mit den von der
Zwangsumsiedlung betroffenen Menschen und bekannte sie sich zu dem
Engagement der Aktivisten und Aktivistinnen gegen den Energiekonzern
RWE.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8281: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Ozonloch so klein wie seit 30 Jahren nicht mehr

Umweltschützer und Experten warnen, daß beim Klimawandel keine Zeit
zu verlieren ist, da der Point of no Return fast schon überschritten
wurde. Dessen ungeachtet gibt es aber offenbar auch positive
Meldungen: Denn laut dpa soll das Ozonloch über der Antarktis in
diesem Jahr so klein wie seit rund 30 Jahren nicht mehr sein.
Messungen der europäischen Weltraumorganisation ESA hatten dieses
Jahr eine maximale Ausdehnung des Ozonslochs von rund zehn Millionen
Quadratkilometern gemessen. Das sei weniger als die Hälfte, die
ansonsten beobachtet wurde. Claus Zehner von der ESA weist jedoch
darauf hin, daß dies ein ungewöhnliches Ereignis sei und nicht darauf
hindeutete, daß sich die globale Ozonerholung beschleunige.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8292: Märkte und Finanzen - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Teheran meldet Entdeckung eines neuen Erdölfeldes

Im Iran ist ein neues Erdölfeld entdeckt worden, welches die
Ressourcen der Islamischen Republik um ein Drittel vergrößern
könnte. Das gab Präsident Ruhani im Staatsfernsehen IRIB bekannt.
Demnach hat die Lagerstätte an der Grenze zum Irak in der Provinz
Chuzestan eine Größe von 2400 Quadratkilometern und birgt
möglicherweise 53 Milliarden Barrel Öl. Experten sollen das Feld als
nächstes prüfen. Wegen der von den USA gegen den Iran verhängten
Wirtschaftssanktionen kann das Land zur Zeit sein Öl kaum
exportieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8304: Aus Forschung und Technik - 10.11.2019 (SB)




VOM TAGE



Samsung prophezeit Handy-Ende innerhalb von fünf Jahren

Sollte sich diese Einschätzung als richtig erweisen, dann steht
vielen eine ziemliche Veränderung bevor. In einem Interview mit ZDNet
ließ Samsungs CEO DJ Koh verlauten, daß es das Handy, wie wir es
kennen, in fünf Jahren nicht mehr geben wird. Mit dem Aufkommen des
Internet der Dinge, 5G, KI und Technologien, die sich miteinander
verbinden, soll sich das Handy als nicht mehr zeitgerecht erweisen.
Die Zukunft soll den Wearables gehören - also jenen kleinen tragbaren
smarten, übers Internet verbundenen Geräten. Das läßt Apples
Rückzug aus dem iPhone-Bereich in einem ganz anderem Licht
erscheinen. Denn die Kalifornier aus Cupertino haben gerade auf dem
Gebiet der Wearables ihr Engagement verstärkt und sind dort zur Zeit
weltweit führend. Die nächsten Jahre werden zeigen, ob Kohs düstere
Prognose für Smartphone-Besitzer Realität wird. Auf jeden Fall sind
sich viele Experten einig, daß mit Einführung der neuen Technologien
einschneidende Veränderungen bevorstehen.

10. November 2019
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PRESSEKONFERENZ/1948: Regierungspressekonferenz vom 8. November 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 8. November 2019

Regierungspressekonferenz vom 8. November 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Besuch des französischen
Staatspräsidenten in Berlin, Nationaler Integrationspreis, Besuch des
italienischen Ministerpräsidenten, Arbeitgebertag der Bundesvereinigung der
Deutschen Arbeitgeberverbände, Kabinettssitzung, Auftaktveranstaltung der
SDG-Kampagne "EINEWELT - Unsere Zukunft", Empfang des Präsidenten der
Demokratischen Republik Kongo, digitalpolitische Klausur des
Bundeskabinetts), Besuch des italienischen Außenministers, Feierlichkeiten
zum 30. Jahrestag des Mauerfalls, Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes,
angestrebte Übernahme von OSRAM durch die ams AG, Grundsatzrede der
Bundesverteidigungsministerin zur Sicherheitspolitik, Asylverfahren eines
illegal nach Deutschland eingereisten Mitglieds des libanesischen
Miri-Clans, Gesetz zur Entlastung der Angehörigen Pflegebedürftiger,
Aufnahme von Bootsflüchtlingen


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Baron (BMWi), Wogatzki (BMF),
Fähnrich (BMVg), Grünewälder (BMI), Stoltenberg (BMAS)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Dem, was für dieses Wochenende schon bekannt gegeben wurde,
habe ich noch einen Termin hinzuzufügen. Am Sonntagabend wird die
Bundeskanzlerin um 19 Uhr in Schloss Bellevue an einem Abendessen mit
Bundespräsident Steinmeier und dem französischen Präsidenten Macron
teilnehmen. Außerdem sind Zeitzeugen des Mauerfalls eingeladen.

Am Montag, den 11. November, verleiht die Bundeskanzlerin zum dritten Mal
den Nationalen Integrationspreis, und zwar in einer Feierstunde, die um 14
Uhr im Bundeskanzleramt beginnt.

Ich kann Ihnen jetzt schon sagen, dass der Preisträger des Nationalen
Integrationspreises 2019 das Projekt "IQ - Apotheker für die Zukunft" ist.
IQ steht in diesem Fall nicht für das, wofür es sonst steht, sondern für
Integration durch Qualifizierung. Es handelt sich um ein Projekt der
Landesapothekerkammer Rheinland-Pfalz. Die Entscheidung hat eine
unabhängige Jury unter Vorsitz von Frank-Jürgen Weise getroffen.

Das Projekt - ich will es kurz skizzieren - unterstützt Pharmazeuten aus
dem Ausland, ganz überwiegend Flüchtlinge, bei der Anerkennung ihrer im
Ausland erworbenen Qualifikationen, sodass sie hier die Approbation
erlangen können. Das zeigt, dass neu Zugewanderte mit guter Ausbildung auch
bei uns in Deutschland hochwertige Arbeitsplätze erreichen können. Es zeigt
auch, dass solche gelungene Integrationsarbeit für uns als Land und
Gesellschaft einen hohen Wert hat.

Am Abend geht es dann nach Rom, wo die Bundeskanzlerin um 19.30 Uhr mit
Ministerpräsidenten Conte zu einem Gespräch zusammentreffen wird. Im
Vorfeld dieses Gesprächs gibt es eine gemeinsame Pressebegegnung.

Am Dienstag, den 12. November, nimmt sie am diesjährigen Arbeitgebertag der
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände, BDA, hier in Berlin im
Hotel Estrel teil und hält dort gegen 10.30 Uhr eine Rede.

Am Mittwoch, den 13. November, findet wie üblich um 9.30 Uhr die Tagung des
Bundeskabinetts statt.

Am Donnerstag, den 14. November, nimmt die Bundeskanzlerin um 18 Uhr an der
Auftaktveranstaltung der SDG-Kampagne "EINEWELT - Unsere Zukunft" teil.
SDG, also Sustainable Development Goals, sind die nachhaltigen
Entwicklungsziele der Vereinten Nationen. Es handelt sich um eine
Veranstaltung des BMZ. Sie findet hier in Berlin im Futurium statt. Die
Bundeskanzlerin wird eine Rede halten.

Das Ziel dieser Kampagne ist es, Akteure aus Politik, Wirtschaft und
Gesellschaft zusammenbringen, um dann in folgenden zahlreichen regionalen
Veranstaltungen für die Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 zu werben. An
der Auftaktveranstaltung nehmen auch Entwicklungsminister Müller sowie
verschiedene prominente SDG-Botschafter teil.

Am Freitag, den 15. November, kommt der Präsident der Demokratischen
Republik Kongo, Félix Antoine Tshisekedi, zu Besuch. Er wird von
Bundeskanzlerin Merkel um 12 Uhr mit militärischen Ehren empfangen. Im
Anschluss an das Gespräch gibt es eine gemeinsame Pressekonferenz.

Es ist die erste Begegnung mit Präsident Tshisekedi. Er wurde Ende 2018
gewählt und hat erste Schritte zu einem Reform- und Öffnungsprozess seines
Landes eingeleitet. In dem Gespräch wird es um die aktuelle politische Lage
und Entwicklung in der Demokratischen Republik Kongo und in der Region
gehen. Sie wissen, dass die weltweit größte UN-Friedens- und -
Stabilisierungsmission MONUSCO dort aktiv ist und einen wichtigen Beitrag
für Stabilität und Sicherheit im Ostkongo leistet. Leider wird sicherlich
auch der Ebolaausbruch im Ostkongo Thema sein müssen.

Am Sonntag und Montag, also am 17. und 18. November, gibt es eine
digitalpolitische Klausur des Bundeskabinetts, wie es sie schon im November
2018 gab. Damals traf man sich im Hasso-Plattner-Institut in Potsdam;
dieses Mal trifft man sich im Gästehaus der Bundesregierung auf Schloss
Meseberg. Im Rahmen dieser Klausur wird auch eine reguläre Kabinettssitzung
stattfinden.

Themen sind die Gesamtstrategie Mobilfunk und der Stand der Digitalisierung
in Deutschland, der ja künftig mit einem interaktiven Dashboard dargestellt
werden soll. Am Montag geht es unter anderem um die Themen Kryptowährungen,
Deepfakes, also gefälschte Videos, und die Datenstrategie. Zu diesen Themen
sind auch externe Gäste und Fachleute eingeladen.

Am Montag um 14 Uhr findet die angesprochene Kabinettsitzung statt.

Im Anschluss daran wird die Klausur mit dem Thema #AfricaRising
fortgesetzt. Dabei wird sich das Kabinett mit der aufkommenden und
vielleicht vielen hier gar nicht bekannten afrikanischen Digitalwirtschaft
und Start-up-Szene befassen. Man spricht von Silicon Savannah. 2018 ist
über eine halbe Milliarde Dollar in afrikanische Tech-Start-ups geflossen.
Das ist nur ein Bruchteil dessen, was in Europa an Jungunternehmer geht,
aber es hat sich zum Beispiel gegenüber dem Vorjahr um über 50 Prozent
gesteigert.

Was muss Europa über diese afrikanische Digitalisierung wissen? Was kann es
von ihr lernen? Wie muss sich damit auch unser Afrikabild verändern? Das
werden die Themen sein.

Gegen 16.15 Uhr treten die Bundeskanzlerin und Vizekanzler Scholz vor die
Presse.

Adebahr: Ich möchte Ihnen gern ankündigen, dass morgen, am Samstag,
Außenminister Maas seinen neuen italienischen Amtskollegen Luigi di Maio zu
dessen Antrittsbesuch im Auswärtigen Amt empfängt.

Warum an einem Samstag? - Weil es sich in die Feierlichkeiten zum Mauerfall
einreiht. In diesem Zusammenhang hat die Stadt Berlin in enger
Zusammenarbeit mit uns Außenminister der Europäischen Union und der
Alliierten eingeladen. 20 Außenminister oder deren Vertreter werden kommen.
Darüber freuen wir uns sehr. Der Bundesaußenminister gibt für seine
Kolleginnen und Kollegen auch einen Empfang in einem persönlichen Rahmen.
Danach wird man gemeinsam an der großen Feierlichkeit der Stadt Berlin am
Brandenburger Tor teilnehmen und auch dort eine große internationale
Präsenz und Unterstützung an diesem schönen Abend haben.

Frage: Können Sie ein paar Einzelheiten zu dem Besuch des französischen
Staatspräsidenten sagen?

StS Seibert: Nein, dazu kann ich Ihnen keine weiteren Einzelheiten
bekanntgeben. Der französische Präsident ist im Schloss Bellevue zu Gast,
also beim Bundespräsidenten. Die Bundeskanzlerin wird an diesem Abendessen
teilnehmen. Aber über das weitere Programm des Bundespräsidenten mit dem
französischen Präsidenten müsste Ihnen das Bundespräsidialamt Auskunft
geben.

Frage: Meine Frage betrifft die Einladung von Außenministern zu den
Feierlichkeiten zum Mauerfall, die Sie, Frau Adebahr, erwähnt haben. Wir
wissen, dass der russische Außenminister nicht teilnimmt. Aber gab es eine
Einladung an Herrn Lawrow, sich an diesen Feierlichkeiten zu beteiligen?

Adebahr: Es gab eine Einladung, und die russische Seite wird mit einem
Repräsentanten vertreten sein.

Frage: Frau Baron, welche Folgen für den Bau der Pipeline Nord Stream 2
kann die Tatsache haben, dass die Änderung des Energiewirtschaftgesetzes
heute Nacht nicht verabschiedet wurde?

In diesem Zusammenhang noch eine Frage: Welche Bedeutung hat die Tatsache,
dass einer der vier Punkte, nämlich der Punkt mit dem Stichtag 23. Mai
2019, aus den Forderungen sozusagen in die Präambel des entsprechenden
Artikels gewandert ist?

Baron: Vielen Dank für die Frage. Sie nehmen Bezug auf den Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes zur Umsetzung der 
EU-Gasmarktrichtlinie. Dieser Gesetzentwurf befindet sich im parlamentarischen
Verfahren. Die Zeitpläne im parlamentarischen Verfahren bestimmt das
Parlament.

Wir sind vom Parlament darüber informiert worden und haben zur Kenntnis
genommen, dass die Beschlussfassung dort gestern nicht erfolgen konnte,
dass aber die nächstmögliche Terminierung erfolgt. Damit gehen wir davon
aus, dass der weitere Zeitplan eingehalten werden kann. Aber Näheres
müssten Sie, wie gesagt, beim Parlament erfragen.

Wir als Bundesregierung haben den Gesetzentwurf bereits im August mit der
Eins-zu-eins-Umsetzung der EU-Gasmarktrichtlinie eingebracht. Ab diesem
Zeitpunkt befindet er sich im parlamentarischen Verfahren, und das
Parlament bestimmt die Zeitpläne.

Zusatzfrage: Ich verstehe, dass Sie zu der Frage nach den Änderungen, die
die Fraktionen vorgeschlagen haben, nicht antworten. Aber eine allgemeine
Frage: Würde es die Bundesregierung begrüßen, wenn Gazprom einen Teil der
Pipeline, sozusagen die letzten zwölf Meilen, an einen unabhängigen
Betreiber verkaufen würde, was ja die ganze Problematik eliminieren und die
EU vollkommen zufriedenstellen würde?

Baron: Das möchte ich nicht kommentieren. Ich möchte dazu nur darauf
verweisen, dass wir im Kabinett die Eins-zu-eins-Umsetzung der Richtlinie
vorgeschlagen haben und dass die Bundesnetzagentur verschiedene
Möglichkeiten für Bestandsschutzregelungen zur Verfügung stellt, dass also
Zertifizierungen und Ausnahmegenehmigungen möglich sind.

Welche Regelung auch immer dann ausgesucht wird, ist Sache der Unternehmen.
Daher möchte ich das nicht kommentieren.

Frage: Die FAZ berichtet, dass die BaFin letztendlich durch Verstreichen
einer Frist die OSRAM-Übernahme genehmigt habe und dass es eine
Gesetzeslücke gebe, wonach weder genehmigt noch verboten werden könne, wenn
innerhalb der Sperrfrist für eine Wiederauflage eines Angebots eine Art
Tochtergesellschaft dieses Angebot mache.

Soll diese Lücke jetzt geschlossen werden?

Wogatzki: Vielen Dank für Ihre Frage. Grundsätzlich betrifft Ihre Frage
erst einmal das operative Geschäft.

Bezüglich einer Gesetzeslücke prüfen wir immer wieder, ob ein Gesetz einer
Nachbesserung bedarf. Das gilt ganz generell.

Frage: Meine Frage richtet sich an den Regierungssprecher, vielleicht auch
an das Auswärtige Amt. Gestern hat Frau Kramp-Karrenbauer eine beachtliche
Rede gehalten. War sie im Vorfeld abgestimmt oder abgesprochen?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat sich gestern zu dem Inhalt dieser Rede
geäußert und gesagt, dass das eine beachtliche Rede ist. Sie hat sie eine
wirklich wichtige Standortbestimmung über das, was die Ministerin vorhat,
und darüber, welche Vorstellungen sie hat, genannt. Es entspricht ja auch
der Aufgabe einer Ministerin, ihre Vorstellung in solchen Grundsatzreden
vorzutragen.

Zu den einzelnen Punkten, die genannt wurden, hat die Kanzlerin gestern
Stellung genommen und alles gesagt.

Zusatzfrage: Die Ministerin hat ganz klar gesagt, dass sie mehr
militärisches Engagement der Deutschen in Aussicht stellen möchte und das 
2-Prozent-Ziel zumindest ab dem Jahre 2031 einhalten will.

Ist denn dazu schon irgendetwas in der Vorbereitung? Wie läuft das an? Was
passiert jetzt? Vielleicht kann auch das Verteidigungsministerium etwas
dazu sagen.

Fähnrich: Zum einen hat sie diese Grundsatzrede - die Kanzlerin hat das als
eine Standortbestimmung bewertet - ja nicht im luftleeren Raum gehalten,
sondern diese Rede ist in zahlreiche Debatten eingebettet, die in den
letzten Wochen, Monaten und Jahren geführt wurden. Sie bedeutet auch keinen
generellen Kurswechsel, sondern basiert auf dem Weißbuch der
Bundesregierung, das übrigens abgestimmt ist. Das basiert auf dem
Fähigkeitsprofil der Bundeswehr, das einen zeitlichen Horizont bis zum Jahr
2031 hat. Warum? - Weil dabei die Zusammenarbeit und auch die
Synchronisation mit der Nato und den Fähigkeiten, die wir in diesem Bündnis
brauchen, abgebildet sind. Es wurde eine Zielmarke für das gesetzt, was wir
erreichen wollen.

Sie sprach auch nicht davon, wie es in einigen Berichterstattungen hieß,
dass die Bundesministerin mehr Einsätze möchte. Sie hat nur gesagt, dass
man bereit sein müsse, bei zukünftigen Einsätzen oder auch bei der
Verbesserung von Einsätzen das gesamte Spektrum anzubieten. Das heißt aber
nicht, dass wir eine aktuelle Debatte über jetzige Mandate hätten.

Zusatz: Es ist ja schon ein zumindest etwas anderer Rahmen, wenn Sie ganz
klar sagt: Wir wollen ab dem Jahre 2031 die 2-Prozent-Marke einhalten. Wenn
ich mich recht erinnere, wurde das von Herrn Scholz anders gesehen.

Fähnrich: Es gibt ein ganz klares Bekenntnis der Bundesregierung, was wir
auch immer jährlich der Nato gegenüber anmelden, dass sie sich zu diesem 
2-Prozent-Ziel - darüber hatten wir auch auf dieser Bank, meine ich,
zahlreiche Debatten - bekennt. Das haben sie gerade im Oktober dieses
Jahres wieder getan. In welchen Schritten wir uns dem annähern, wurde auch
oft diskutiert. Auch die 1,5 Prozent sind hinterlegt.

Wichtig ist doch: Wir wissen, dass die Ausrüstung und die
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr besser werden müssen. Dazu braucht es
das Personal, aber auch Material, und das muss gut und verlässlich und auf
dem modernsten Stand sein. Dafür braucht es eine finanzielle Untermauerung,
und diese haben wir danach angelegt, wie man sie am besten erreichen kann.
Man kann sie nicht erreichen, indem man Finanzsprünge macht, sondern das
muss im Rahmen einer Geraden erfolgen, an die sich auch der Planungszyklus
nicht nur für uns, sondern auch für die Industrie anpasst.

Vorsitzender Feldhoff: Wollen Sie etwas ergänzen, Frau Adebahr?

Adebahr: Ich würde auf das verweisen, was der Bundesaußenminister gestern
in der Pressekonferenz mit Herrn Pompeo gesagt hat, nämlich dass das
Vorschläge und Themen sind, die wir teilweise in der Bundesregierung eben
schon lange diskutieren und die zum Teil auch schon in den
Koalitionsverhandlungen diskutiert wurden, und dass es natürlich so ist.
Dass uns die Diskussion, wie sich Deutschland in der Welt engagiert und
welche Verantwortung wir auf welche Weise übernehmen, noch weiter begleiten
wird, ist ganz klar. Der Bundesaußenminister hat gestern auch noch einmal
dargelegt, wo die deutsche Außenpolitik im Moment ganz besonders aktiv ist:
in der Ukraine, in Libyen, im Sahel, in Afghanistan - das sind alles
Handlungsfelder. Das können Sie gern auch noch einmal nachlesen.

Zusatzfrage: Kannte der Außenminister die Rede vorher?

Adebahr: Ich glaube, der Außenminister hat gestern so geantwortet, wie er
das machen wollte.

Frage: An das BMI: Was ist der Stand der Dinge im Asylverfahren Miri? Gibt
es schon eine Entscheidung beziehungsweise wann erwarten Sie die?

Noch eine Wissensfrage: Herr Miri beruft sich als Asylgrund anscheinend auf
eine drohende Familienfehde, eine drohende Blutrache. Würde das denn für
einen Schutz oder zumindest für eine Duldung ausreichen?

Grünewälder: Ich kann Ihnen mitteilen, dass nach meiner Kenntnis der
Bescheid im Laufe des Tages zugestellt werden soll. Der Bundesinnenminister
wird sich zu dem gesamten Themenkomplex heute im Bundestag äußern. Die
Entscheidung wird vom BAMF in eigener Zuständigkeit getroffen, und dabei
werden alle erforderlichen Umstände gewürdigt. Dazu zählt auch der von
Ihnen genannte Umstand. Allgemein kann ich dazu nichts sagen, weil es immer
auf den Einzelfall ankommt.

Zusatzfrage: Wäre so eine Familienfehde prinzipiell ein Asylgrund oder
Duldungsgrund?

Grünewälder: Das hängt vom Einzelfall ab und wird vom BAMF in eigener
Zuständigkeit entschieden; das kann man so allgemein nicht sagen.
Grundsätzlich ist das Asylrecht ein Recht, das die Verfolgung durch Staaten
betrifft.

Zusatzfrage: Ich würde gerne noch auf die Ausführungen Ihres Kollegen vom
Mittwoch zu dem neuen Haftgrund, der wohl in Ihren Ministerien geprüft
wird, nachhaken. Wenn ich das Aufenthaltsgesetz richtig gelesen habe, ist
eine Abschiebung immer mit einer Einreisesperre oder einem
Aufenthaltsverbot verbunden. Wäre eine Wiedereinreise dann nicht immer ein
Haftgrund? Wo ist denn da nach Ansicht des Ministers die gesetzliche Lücke?

Grünewälder: Der Vorschlag des Ministers bezieht sich auf 62 des
Aufenthaltsgesetzes, in dem ein neuer Haftgrund eingeführt werden soll, der
in dieser Form bisher noch nicht besteht.

Zusatzfrage: Können Sie das konkretisieren?

Grünewälder: Das wird jetzt Gegenstand von Abstimmungen innerhalb der
Bundesregierung sein. Unser Haus arbeitet an einem solchen Vorschlag, es
ist aber zu früh, um hier jetzt konkrete Einzelheiten mitzuteilen. Es geht
jedenfalls um einen neuen Haftgrund im Rahmen von 62 des
Aufenthaltsgesetzes.

Zusatzfrage: Können Sie mir kurz den 62 sagen, bevor ich jetzt nachlese
und dann noch einmal nachfrage?

Grünewälder: Ich kann Ihnen den jetzt nicht aus dem Kopf wiedergeben, aber
das finden Sie sofort an jeder Stelle im Internet - 62 des
Aufenthaltsgesetzes. Da sehen Sie, welche Haftgründe bisher bestehen, und
es soll ein neuer Haftgrund eingeführt werden, der es erlaubt, in solchen
Konstellationen eine Abschiebehaft anzuordnen. Das ist jetzt noch nicht
möglich.

Zusatzfrage: Aber Herr Miri sitzt doch in Abschiebehaft?

Grünewälder: Ja, bis zu einem gewissen Zeitpunkt. Dieser neue Haftgrund
soll eben eine längerfristige Abschiebehaft bis zum Ende eines Verfahrens
ermöglichen.

Zusatzfrage: Miris Aufenthalt in der Abschiebehaft ist befristet?

Grünewälder: Das ist im Moment befristet und wird dann jeweils nach den
Umständen des Einzelfalls gegebenenfalls verlängert. Es gibt bisher aber
noch keinen Haftgrund, der es erlaubt, jemanden bei einer Wiedereinreise
bis zum Ende des Folgeverfahrens in Haft zu nehmen.

Frage: An das BMAS zum Gesetz zur Entlastung der Angehörigen
Pflegebedürftiger, das verabschiedet worden ist: Was genau ist mit der
Einkommensgrenze von 100 000 Euro brutto gemeint? Ist das der
Jahresbruttoverdienst, so wie er auf dem Gehaltszettel steht, oder ist das
das steuerpflichtige Einkommen, also inklusive weiterer Einnahmen?

Stoltenberg: Vielen Dank. - Bevor ich Ihnen da jetzt etwas Falsches sage,
möchte ich die Antwort gerne nachreichen.

Zusatzfrage: Wahrscheinlich gilt das dann auch für die zweite Frage, die
ist nämlich noch detailreicher: Wie wird bei Freiberuflern mit schwankendem
Einkommen verfahren, die mal über und mal unter der Grenze liegen? Müssen
die jedes Jahr neu behandelt werden, und zählt dann der Jahresumsatz oder
das Ergebnis?

Stoltenberg: Auch hier bitte ich um Verständnis: Ich reiche Ihnen die
Antwort nach.

Frage: Noch einmal an das BMI: Anscheinend legen deutsche
Sicherheitsbehörden immer häufiger Einspruch gegen die Aufnahme von
Bootsflüchtlingen ein, und die Sicherheitskontrollen und -befragungen
werden wohl auch von deutschen Beamten vor Ort in Malta und Italien
durchgeführt. Wie viele dieser Kontrollen wurden bisher in Malta und
Italien von Beamten des BfV oder der Bundespolizei durchgeführt? In wie
vielen Fällen wurden diese Anträge negativ beschieden, und warum?

Grünewälder: Die Sicherheitsbefragungen sind integraler Bestandteil des
Aufnahmeverfahrens. Sie sind eine wichtige Möglichkeit, deutsche
Sicherheitsinteressen bereits frühzeitig zur Geltung zu bringen. Die
Befragungen erfolgen durch die dafür zuständigen Behörden im Rahmen ihrer
gesetzlichen Befugnisse und in enger Zusammenarbeit mit den jeweiligen
Behörden vor Ort. Abgelehnt werden jegliche Kandidaten, die ein
Sicherheitsrisiko in Deutschland darstellen können.

Bislang - zum Stand 25. Oktober 2019 - haben Vertreter der Bundespolizei
und des Bundesamtes für Verfassungsschutz insgesamt 647
Sicherheitsbefragungen auf Malta und in Italien durchgeführt. In 57 Fällen
wurden Sicherheitsbedenken mitgeteilt, das heißt, diese Personen stellen
ein Sicherheitsrisiko in Deutschland dar. Konkrete Einzelheiten kann ich
Ihnen dazu nicht mitteilen. Es liegt allerdings eine aktuelle Antwort auf
eine parlamentarische Anfrage vor, in der Einzelheiten mitgeteilt werden,
was zum Beispiel Staatsangehörigkeiten angeht.

Zusatzfrage: Können Sie mir noch sagen, ob die Beamten dort dauerhaft vor
Ort sind oder immer individuell hinreisen, und wie viele das sind?

Grünewälder: Zur Anzahl der Polizeibeamten und Beamten des Bundesamtes für
Verfassungsschutz kann ich Ihnen hier keine Auskünfte geben. Auch zu der
Dauer kann ich Ihnen keine Auskunft geben. Es wird allerdings so sein, dass
sich dort abgewechselt wird.

Frage (zu den Feierlichkeiten zum 30. Jahrestag des Mauerfalls): Ich möchte
noch einmal zum Anfang der Pressekonferenz zurückkommen. Frau Adebahr, habe
ich Sie richtig verstanden, dass Sie Herrn Lawrow eingeladen haben, aber
ein anderer kommt? Wissen Sie schon, wer kommt?

Adebahr: Das kann ich Ihnen im Moment nicht sagen. Wir haben eine breite
Einladung an ganz viele Länder gesandt - beziehungsweise das hat die Stadt
Berlin gemacht -, mit der Bitte, diesen Tag mit uns zu begehen. Ich kann
Ihnen im Moment aus dem Hut nicht sagen, wer da für die russische Seite
kommen wird.

Zusatzfrage: Das heißt, es gab keine persönliche Einladung an Herrn Lawrow?

Adebahr: Die Einladungen sind von der Stadt Berlin verschickt worden, der
Außenminister hat mit Herrn Lawrow in den letzten Wochen aber mehrfach
telefoniert. Ich kann Ihnen hier nicht ausklamüsern, wie das genau erfolgt
ist.

Freitag, 8. November 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 8. November 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-08-november-2019-1690210

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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veröffentlicht im Schattenblick zum 11. November 2019 
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PRESSEKONFERENZ/1947: Kanzlerin Merkel und Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg, 7.11.2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Berlin - Donnerstag, 7. November
2019

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und Nato-Generalsekretär Jens
Stoltenberg

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Guten Tag, meine Damen und Herren! Ich möchte heute wieder
einmal den Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg ganz herzlich in Berlin
begrüßen. Er wird nicht nur heute hier sein, sondern er war gestern schon
da und er wird erfreulicherweise auch bis zum 9. November bleiben, an dem
wir die Feierlichkeiten zum 30. Jahrestag des Falls der Mauer haben. Ich
finde, das ist eine sehr schöne symbolische Geste, denn sie steht ja nicht
nur für das, was in Deutschland passiert ist, sondern sie steht auch dafür,
dass wir heute eine ganz andere Nato sind, als wir das vor 30 Jahren waren,
und dass aus Gegnern im Grunde Verbündete wurden. Das ist ein großer
historischer Erfolg und zeigt, dass auch Dinge, die ganz schwierig
aussehen, gelingen können. Wir sollten uns auch daran erinnern, dass nicht
erst mit unserer Zeit die Probleme auf der Welt begonnen haben, sondern
dass es auch früher sehr große und schwierige Probleme gab.

Wir bereiten jetzt aber nicht den 30. Jahrestag des Mauerfalls vor, sondern
haben heute das Treffen zum 70. Jahrestag der Nato vorbereitet, das Anfang
Dezember in London stattfinden wird. Ich will sehr deutlich sagen: Die Nato
ist und bleibt Eckpfeiler unserer Sicherheit. Es gibt ein deutsches und ein
europäisches Interesse an einer starken Nato, und diese transatlantische
Partnerschaft muss gepflegt werden, sie muss entwickelt werden. Sie ist
unsere Sicherheit, und das wird auch so bleiben.

Die Bundeswehr bringt sich in die Nato ein. Wir fühlen uns auch den
Beschlüssen von Wales verpflichtet. Wir haben jetzt gesagt: Wir werden bei
den Verteidigungsausgaben bis 2024 auf 1,5 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts kommen. Wir wissen, dass wir damit nicht in der
Spitzengruppe der Nato sind - um es vorsichtig auszudrücken -, aber wir
haben unsere Ausgaben erheblich gesteigert und werden das auch - die
Haushaltsberatungen laufen jetzt gerade - für das kommende Jahr tun.

Wir brauchen gemeinsame Antworten. So gilt es zum Beispiel nach dem Ende
des INF-Vertrages zu überlegen, welche angemessenen Anpassungen wir
vornehmen. Ich bin dem Nato-Generalsekretär sehr dankbar, dass er die
Antworten der Allianz koordiniert, dass wir angemessen antworten und dass
wir uns auch Zeit nehmen, zu überlegen, wie wir antworten - aber wir müssen
natürlich Antworten finden.

Wir haben mit Blick auf den Nato-Gipfel natürlich auch über die 
Afghanistan-Mission gesprochen. Hier bringt sich Deutschland seit vielen Jahren sehr
beständig ein. Wir arbeiten aber auch an einer politischen Lösung mit, weil
wir wissen, dass militärische Fähigkeiten alleine hier letztlich nicht
helfen werden.

Ich möchte mich auch dafür bedanken, dass der Generalsekretär trotz aller
Schwierigkeiten mit dem Mitgliedstaat Türkei wenige Tage nach der Operation
in Nordsyrien in die Türkei gefahren ist und dort die Meinung vieler
Mitgliedstaaten der Allianz zum Ausdruck gebracht hat, dass wir über das,
was dort passiert ist, besorgt sind, und dass wir auch Zweifel an den
völkerrechtlichen Grundlagen haben, aber eben auch gesagt hat, dass die
Türkei an anderer Stelle berechtigte Sicherheitsinteressen hat und auch
sehr viele Flüchtlinge beherbergt, die aus dem Syrien-Konflikt in die
Türkei gekommen sind. Ich denke, dass der Versuch, immer im Gespräch zu
bleiben - auch bei Kontroversen -, ganz wichtig ist, und dafür möchte ich
einfach Danke sagen.

Danke für den Besuch! Jetzt hast du das Wort, lieber Jens.

Stoltenberg: Herzlichen Dank, Frau Bundeskanzlerin, liebe Angela! Es ist
für mich eine große Freude, dass ich wieder hier in Berlin sein kann, mich
mit Ihnen treffen kann und am Vorabend des 30. Jahrestags des Falls der
Berliner Mauer in dieser großartigen Stadt sein kann.

Deutschland ist im Herzen Europas gelegen und liegt sozusagen auch im
Herzen und im Kern der Nato. Sie spielen eine führende Rolle in unserem
Bündnis. Sie sind führend in der sogenannten High Readiness Force und auch
in der Präsenz in Litauen, Sie haben das neue Mobilitätskommando als
Gastgeber hier bei sich aufgenommen und Sie sind in Kosovo, in Afghanistan
und auch an anderen Orten präsent.

Wir sind gerade dabei, das Treffen der führenden Staats- und
Regierungschefs der Nato in London vorzubereiten. Wir wollen die Nato stark
halten, und deswegen müssen wir in die Bereitschaft unserer Streitkräfte
investieren. Weil wir in einer Welt leben, die immer unberechenbarer wird,
müssen wir auch in unseren Reaktionen immer schneller werden.

Wir haben außerdem auch die Fortschritte bei der Lastenteilung diskutiert.
Wir haben jetzt fünf aufeinanderfolgende Jahre des Anwachsens unseres
Verteidigungshaushaltes erlebt. Das bedeutet, dass die europäischen
Verbündeten und auch Kanada bis zum Ende des nächsten Jahres 100 Milliarden
US-Dollar mehr für die Verteidigung ausgeben werden. Ich kann hier nur die
Pläne begrüßen, dass Deutschland seinen Verteidigungshaushalt erhöhen wird,
und kann auch die Beiträge der anderen Verbündeten nur begrüßen. Ich hoffe,
dass alle ihren Verpflichtungen gerecht werden, denn hier geht es ja um
eine Investition in unsere gemeinsame Sicherheit, in die Aufrechterhaltung
des Friedens und in die Konfliktvermeidung.

Wir haben auch die Situation im Norden Syriens diskutiert und erörtert.
Diese Situation ist natürlich eine Herausforderung für uns alle, das ist
ein Thema, über das sich die Verbündeten regelmäßig innerhalb der Nato
austauschen. Es ist ganz klar, dass die Verbündeten da unterschiedlicher
Ansicht sind. Wir sind uns aber einig, dass wir das, was wir erreicht
haben, nicht aufs Spiel setzen sollten. Wir haben schließlich einen
gemeinsamen Feind, nämlich ISIS, und wir müssen weiter dagegen vorgehen.
Wir müssen auch unsere Ausbildungsmissionen weiterhin aufrechterhalten,
damit ISIS weder in Afghanistan noch in Irak neu erstarkt. Wir müssen alles
tun, was wir tun können, um die Vereinten Nationen dabei zu unterstützen,
eine politische Lösung für die Krise in Syrien zu finden.

Wir haben außerdem die Bedeutung der Rüstungskontrolle besprochen, nachdem
der INF-Vertrag nun aufgrund der Verletzungen durch Russland nicht mehr
besteht. Wir wollen eine koordinierte, aber auch angemessene Reaktion
entwickeln, die zu einer glaubwürdigen Abschreckung führt. Wir werden aber
auf gar keinen Fall das widerspiegeln, was Russland tut; wir haben nicht
die Absicht, neue landgestützte nukleare Raketen in Europa zu stationieren.
Wir wollen gemeinsam mit allen Verbündeten im Bereich der Rüstungskontrolle
und Abrüstung zusammenarbeiten.

Herzlichen Dank, Frau Bundeskanzlerin, herzlichen Dank, Angela! Für den
deutschen Beitrag zur Nato, der ein sehr starker Beitrag ist, sind wir sehr
dankbar. Vielen Dank auch für den weiteren Beitrag zur Weiterentwicklung
des Bündnisses.

Frage: Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit gerne auf das Interview mit dem
französischen Präsidenten heute lenken, der ja gesagt hat, dass die Nato
hirntot sei. Da scheint es offensichtlich einen Mangel an Zuversicht in das
Bündnis zu geben, auch was das atlantische Bündnis angeht?

Frau Bundeskanzlerin, was ist im Moment der Status hinsichtlich der
Initiative einer Sicherheitszone in Syrien? Dazu ist ja ein deutscher
Vorschlag gemacht worden.

BK'in Merkel: Vielleicht erst einmal zu dem Interview: Der französische
Präsident hat ja drastische Worte gewählt. Das ist nicht meine Sicht der
Kooperation in der Nato. Ich glaube, ein solcher Rundumschlag ist nicht
nötig - auch wenn wir Probleme haben, auch wenn wir uns zusammenraufen
müssen. Aus deutscher Perspektive ist es so, dass die Nato in unserem
Interesse ist. Sie ist unser Sicherheitsbündnis. Ich habe selber immer
wieder gesagt: Wir müssen unser Schicksal in Europa sicherlich ein Stück
weit mehr selbst in die Hand nehmen, aber die transatlantische
Partnerschaft ist für uns unabdingbar. Ich finde, dass es auch viele
Bereiche gibt, in denen die Nato gut arbeitet und in denen sie ihr
Themenspektrum in den letzten Jahren erweitert hat. Ich schätze
insbesondere, dass wir heute sehr viel politischer arbeiten als noch vor
zehn Jahren. Das alles sollten wir pflegen und fortentwickeln, und da, wo
es nicht klappt, sollten wir vorangehen. Aber wie gesagt: Diese Sichtweise
entspricht nicht meiner Sichtweise.

Was die Sicherheitszone anbelangt, so hat die Verteidigungsministerin das
vorgeschlagen. Im Grundsatz halte ich das auch für eine gute Idee, nur
müssen wir jetzt die Gegebenheiten sehen. Wir diskutieren auch in der
Bundesregierung noch darüber, aber wir müssen ja auch die Umstände sehen.
Aus meiner Sicht ist es wichtig, dass wir im E3-Format - also
Großbritannien, Frankreich und Deutschland - auch mit der Türkei und auch
mit dem russischen Präsidenten über die gesamte Situation sprechen und dann
die entsprechenden Schlussfolgerungen ziehen. Ein Mandat der Vereinten
Nationen bedarf natürlich immer eines Sicherheitsratsbeschlusses. Das muss
politisch vorbereitet sein. Die Gegebenheiten zurzeit sind nach dem Treffen
in Sotschi natürlich erst einmal noch andere. Aber die
Verteidigungsministerin selbst hat heute von strategischer Geduld
gesprochen, und diese muss man ja bei vielen Fragen aufbringen.

Stoltenberg: Ich kann nur sagen, dass ich der Bundeskanzlerin beipflichte.
Die Nato ist stark. Die Vereinigten Staaten, Nordamerika, Europa stehen
gemeinsam zusammen und tun mehr als alles, was wir je getan haben. Wir
haben die größte Verstärkung unserer Verteidigung seit dem Kalten Krieg
erreicht. Die europäischen Verbündeten investieren immer mehr in die
Verteidigung. Die Vereinigten Staaten ihrerseits haben ihre Präsenz in
Europa verstärkt. Es gibt mehr Übungen, mehr Truppen, mehr Investitionen in
die Infrastruktur.

Das heißt, die Realität ist die, dass wir als Reaktion auf eine immer
unsicherere und unvorhersehbarere Entwicklung in der Welt mehr zusammen tun
und unsere kollektive Sicherheit gestärkt haben.

Ich denke, man muss auch deutlich machen, dass jeder Versuch, Europa von
Nordamerika zu entfernen, das Risiko in sich birgt, dass nicht nur die
Allianz, das transatlantische Band, gefährdet wird, sondern auch die
Europäische Union. Wir müssen als Europäische Union gemeinsam
zusammenstehen. Wir müssen die Einheit Europas stärken, auch in der
Verteidigung. Europäische Einheit kann aber die transatlantische Einheit
nicht ersetzen. Wir müssen zusammenstehen und gemeinsam arbeiten. Das
müssen wir jeden Tag in der Nato tun.

Frage: Frau Bundeskanzlerin und Herr Generalsekretär, die Lage im Iran
spitzt sich zu. Am Wochenende wird Teheran die Urananreicherung wieder
hochfahren und aufnehmen. Die Lage spitzt sich zu.

Frau Bundeskanzlerin, wo sind die roten Linien, bei deren Überschreitung
das Atomabkommen für Sie endgültig tot ist?

Herr Stoltenberg, Wie sehen Sie die aktuelle Lage in der Golfregion? Hat
sich der Konflikt zwischen Saudi-Arabien und dem Iran aus Ihrer Sicht etwas
entschärft?

BK'in Merkel: Wir sind nach wie vor mit dem Iran im Gespräch. Der
Bundesaußenminister hat gestern noch einmal darauf hingewiesen, dass diese
Schritte seitens des Irans natürlich in die falsche Richtung gehen. Aber
eine abschließende Bewertung haben wir noch nicht vorgenommen. Mit jedem
Schritt wird die Situation aber natürlich schwieriger.

Stoltenberg: Alle Verbündeten innerhalb der Nato machen sich Sorgen über
diese Entwicklungen. Alle Verbündeten in der Nato machen sich natürlich
auch Sorgen über diese destabilisierenden Tätigkeiten des Irans in der
Region. Alle Verbündeten sind selbstverständlich auch darin einer Meinung,
dass der Iran auf gar keinen Fall in die Lage versetzt werden sollte, neue
nukleare Waffen zu entwickeln. Aber natürlich ist es auch richtig, dass
sich die Verbündeten in der Frage des Nuklearabkommens mit dem Iran nicht
einig sind.

Frage: Ich habe eine Frage zur schon erwähnten Sicherheitszone in
Nordsyrien. Der 13-jährige Junge Mohammed Hamid wurde beim Angriff des 
Nato-Mitglieds Türkei durch Phosphor verletzt. Was sagen Sie dazu, Frau Merkel
und Herr Generalsekretär, dass ein Nato-Mitglied Kinder in Nordsyrien mit
Phosphor angreift?

BK'in Merkel: Ich kann den Fall im Einzelnen jetzt nicht bestätigen. Aber
wir haben immer wieder, auch ich selbst in Telefonaten mit dem türkischen
Präsidenten, darauf hingewiesen, dass alles getan werden muss, um zivile
Opfer und ziviles Leid zu verhindern. Das hat es gegeben. Viele Menschen
sind auch auf der Flucht. Viele Menschen haben gelitten. Insofern sind wir
darüber im Gespräch und bedauern das natürlich zutiefst.

Stoltenberg: Vielleicht darf ich kurz dazu sagen, dass ich meine tiefste
Sorge ausgedrückt habe, was die Folgen dieses Einmarsches in Nordsyrien
seitens der Türkei angeht. Ich habe auch deutlich gemacht, dass wir
natürlich auf keinen Fall das, was wir hier an Fortschritten im Kampf gegen
ISIS erreicht haben, aufs Spiel setzen dürfen. Alle Nato-Verbündeten
unterstützen nachdrücklich die Bemühungen, eine politische Lösung in Syrien
zu finden.

Frage: Frau Bundeskanzlerin und Herr Generalsekretär, eine Frage an Sie
beide: Die Verteidigungsministerin hat heute eine ganze Reihe von
Vorschlägen gemacht, nämlich das 2-Prozent-Ziel bis 2031 zu erreichen,
einen nationalen Sicherheitsrat, eine deutsche Militärpräsenz auch in Asien
zur Unterstützung von Partnern, die man dort hat.

Herr Generalsekretär, sehen Sie das als Signal dafür, dass Deutschland
bereit ist, sehr viel mehr zu tun als in der Vergangenheit?

Frau Bundeskanzlerin, ganz konkret: Sind Sie auch dafür, spätestens 2031
das 2-Prozent-Ziel erreicht zu haben? Sind Sie für die Bildung eines
nationalen Sicherheitsrates?

Stoltenberg: Zunächst einmal möchte ich sagen, dass ich es sehr begrüße,
dass Deutschland mehr für die Verteidigung ausgibt. Ich erwarte, dass
Deutschland den Verpflichtungen gerecht wird, die wir alle eingegangen
sind. Die Realität ist ja die, dass Deutschland auf unterschiedlichste
Weise zum Bündnis beiträgt: mit der Führung in der High Readiness Force,
mit Truppen in Afghanistan, im Kosovo. Sie sind die führende Nation bei der
maritimen Präsenz in der Ägäis. Deutschland stellt Truppen und Streitkräfte
für verschiedenste Nato-Missionen und Nato-Streitkräfte bereit, und das
begrüßen wir sehr.

Was die Verteidigungsausgaben angeht, so möchte ich sagen, dass die
europäischen Verbündeten in die Verteidigung investieren sollten, nicht um
der Nato oder den Vereinigten Staaten einen Gefallen zu tun, sondern
einfach deswegen, weil es in ihrem ureigenen Sicherheitsinteresse ist. Wir
brauchen gut ausgebildete Kräfte, die einsatzbereit sind, und moderne
Ausrüstung.

Deswegen finde ich es sehr gut, dass nach Jahren der Kürzung von
Verteidigungshaushalten alle Nato-Verbündeten einschließlich Deutschlands
ihre Verteidigungsausgaben erhöht haben und wir dadurch 100 Milliarden 
US-Dollar im nächsten Jahr zur Verfügung haben. Das bedeutet, dass wir
tatsächlich Fortschritte in diesem Bereich erzielt haben.

BK'in Merkel: Erst einmal will ich sagen, dass die Verteidigungsministerin
Annegret Kramp-Karrenbauer heute, denke ich, eine wirklich wichtige
Standortbestimmung über das, was sie vorhat und was sie an Vorstellungen
hat, vorgenommen hat.

Das fügt sich in die Dinge ein, die auch immer wieder von Bundespräsident
Gauck, dem damaligen Außenminister Steinmeier oder auch von mir gesagt
wurden, dass wir tendenziell mehr Verantwortung übernehmen müssen. Das
haben wir auch getan. Wir haben es innerhalb der Nato getan. Wir haben es
jetzt in Afrika getan. Dieses auch von ihr erwähnte Engagement in der
Sahelzone ist wichtig und wird im Zweifelsfalle noch weiter ausgebaut
werden. Ich erinnere an die G7-Initiative zu der Sicherheitsallianz mit den
Sahelstaaten.

Was das 2-Prozent-Ziel anbelangt, so ist das, denke ich, eine realistische
Einschätzung. Ich finde es wichtig, dass das, was wir in Wales gemeinsam
gesagt haben, auch aus einer Großen Koalition heraus, dass wir uns in
Richtung von zwei Prozent bewegen, unsere Verpflichtung ist. Wenn man sich
anschaut, was wir seit Wales geschafft haben und bis 2024 schaffen wollen,
dann sieht man, dass es ein realistischer, aber auch ambitionierter
Vorschlag ist, das 2031 zu erreichen.

Was den nationalen Sicherheitsrat anbelangt, so ist das eine aus meiner
Sicht richtige Idee, die wir unionsseitig vor Jahren schon einmal erwogen
haben. Bis jetzt ist es leider nicht gelungen, sie in den
Koalitionsvereinbarungen zu verankern. Gut ist, dass es heute schon eine
bessere Zusammenarbeit der Ressorts gibt, den vernetzten Sicherheitsansatz.
Aber ein Gremium wie ein nationaler Sicherheitsrat könnte sicherlich
helfen, die gemeinsamen Bemühungen noch zu verstärken. Wenn ich jetzt also
ein Unionsprogramm aufschreiben würde, dann würde ich sagen: Ja, es ist
eine Struktur aus meistens präsidialen Demokratien und stößt deshalb in
unserer Regierungskonstruktion bei den Koalitionspartnern auf nicht ganz so
viel Gegenliebe wie zum Beispiel in den Vereinigten Staaten von Amerika.

Donnerstag, 7. November 2019

 * 
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ASYL/1424: Niedersachsen muss zum sicheren Hafen werden (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 8. November 2019

Niedersachsen muss zum sicheren Hafen werden!



Nach dem Besuch des niedersächsischen Innenministers Boris Pistorius in
Griechenland sind nun die Landesregierung und der Landtag am Zug.
Niedersachsen muss Sicherer Hafen werden und die in Aussicht gestellte
Aufnahme von Menschen auf der Flucht rasch umsetzen. Ein Sicherer Hafen ist
ein Ort der Aufnahme für Schutzsuchende, etwa von Menschen, die aus Seenot
gerettet wurden, die in den libyschen Horrorcamps interniert sind oder die
unter widrigsten Bedingungen in den "Hotspots" auf den griechischen Inselns
festsitzen.

In ihrer letzten Sitzung hat die Kommission zu Fragen der Migration und
Teilhabe dem Innenausschuss des niedersächsischen Landtags empfohlen, den
Antrag der grünen Landtagsfraktion anzunehmen, mit dem Niedersachsen zum
Sicheren Hafen werden soll. Der Landtag sollte diesen Antrag rasch
annehmen; zugleich sollten Landtag und Landesregierung das Ansinnen des
niedersächsischen Innenministers unterstützen.

Vor wenigen Tagen hatte Innenminister Pistorius nach seinem Besuch auf
Lesbos dafür geworben, unbegleitete minderjährige Flüchtlinge von den
griechischen Inseln zu holen und innerhalb der EU zu verteilen.

"Es ist nicht einfach, nach diesen Eindrücken, gerade nach dem Besuch
 von Flüchtlingslagern in Lesbos, einfach zur Tagesordnung überzugehen.
 Das Leid der über eintausend unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge
 auf Lesbos hat mich besonders berührt. Für diese Kinder gibt es ohne
 externe Hilfe kaum eine Perspektive, das ist eine 'lost generation'.
 Hunderte von ihnen leben in Zelten oder unter Plastikplanen unter
 furchtbaren Bedingungen - direkt neben dem völlig überfüllten
 Flüchtlingslager in Moria. Sie leben mit der Gefahr von Übergriffen
 durch Erwachsene und sind dabei selbst durch die Flucht traumatisiert.
 Ich werde jetzt prüfen lassen, wie wir gerade dieser Gruppe von Kindern
 und Jugendlichen von Deutschland aus helfen können. Ich werde unter
 meinen Amtskollegen und bei Bundesinnenminister Horst Seehofer dafür
 werben, dass eine Koalition der Willigen in Deutschland und Europa sich
 um diese Kinder kümmert, damit sie etwa über Sonderkontingente schneller
 in andere europäische Länder gebracht werden. Die Not vor Ort ist gerade
 jetzt mit dem bevorstehenden Winter zu groß, um das tatenlos mit
 anzusehen."

 Niedersachsens Innenminister Boris Pistorius, 5. November 2019



Die Aufnahme von unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen muss jedoch mit
weiteren Schritten verbunden werden, denn das perfide System der
EU-Abschottungspolitik produziert fortlaufend neue Opfer. Insofern ist es
wichtig, die EU-Abschottungspolitik und das Hotspot-System grundsätzlich in
Frage zu stellen: Wenn die EU die Ägäis abriegelt und am Deal mit der
Türkei festhält, überlässt sie die Menschen auf der Flucht dem türkischen
Regime, das massenhafte Abschiebungen in den syrischen Krieg vorbereitet
und ethnische Säuberungen im besetzten Nordsyrien plant. Die Hotspots auf
den griechischen Inseln wiederum dienen als Orte der Abschreckung, in denen
Menschenrechte systematisch verletzt werden. Die Hotspots müssen
geschlossen und alle Menschen innerhalb der EU verteilt werden. Nur so
lassen sich die Rechte der Menschen auf der Flucht wahren.

Wir fordern von der niedersächsischen Landesregierung, dass sie das Land
Niedersachsen zum "Sicheren Hafen" erklärt. Dieser Schritt muss weitere
Konsequenzen haben. Wir fordern darüber hinaus

• eine klare Positionierung gegen den EU-Türkei-Deal, an dem die
Bundesregierung trotz der Unterdrückung der demokratischen Opposition und
Zivilgesellschaft im eigenen Land und der Ankündigung einer massenhaften
Zwangsumsiedlung syrischer Flüchtlinge festhält,

• die Unterstützung unserer Forderung nach sofortiger Evakuierung der
Lager und Schließung der Hotspots auf den griechischen Inseln

• die sofortige Aufnahme eines Kontingents von 1000 Geflüchteten aus
Moria als Beitrag Niedersachsens zur Umsetzung einer
menschenrechtsbasierten Außen-und Migrationspolitik in globaler
Verantwortung

• ein glaubwürdiges Eintreten für ein Ende der Waffenexporte aus
Niedersachsen an die türkische Regierung

 * 

Quelle:
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WOHNEN/166: Symbolischer Spatenstich sozialer Investoren für Menschen in Wohnungsnot (Diakonisches Werk Hamburg)


Diakonisches Werk Hamburg - Pressemitteilung vom 8. November 2019

#einfachwohnen: Hamburg braucht mehr Wohnungen

Symbolischer Spatenstich sozialer Investoren in Bahrenfeld



Mit einem symbolischen Spatenstich forderten heute in Bahrenfeld soziale
Investoren den Senat auf, städtische Flächen für den Wohnungsbau für
Menschen in Not anzubieten. Initiiert hatte die Aktion auf dem Gelände der
ehemaligen Kaserne an der Notkestraße 3-5 die Kampagne #einfachwohnen.

Ende August richteten sich die Initiatoren der #einfachwohnen-Kampagne
(Diakonie, Caritas, STATTBAU und Mieter helfen Mietern) erstmals an die
Öffentlichkeit. Ihre Forderung: Der Senat soll die Zahl der
Wohnungsnotfälle in fünf Jahren halbieren. Dafür müssten pro Jahr etwa
5.000 Wohnungen aus dem Bestand zur Verfügung gestellt werden. Außerdem
muss die Stadt den Wohnungsbau für vordringlich Wohnungsuchende
erleichtern.

In den vergangenen vier Jahren wurden gerade einmal 40 Wohnungen für
Wohnungsnotfälle fertiggestellt. Die Folgen sind dramatisch: Seit Jahren
steigt die Zahl der Menschen, die keine Hilfe erhalten. 2018 konnten die
Fachstellen bereits 11.768 Haushalte nicht mehr mit einer Wohnung
versorgen, obwohl die Stadt sie als Wohnungsnotfälle einstuft. Diese
Menschen besitzen einen Dringlichkeitsschein, weil sie sich in einer
Notlage befinden und nicht in der Lage sind, auf dem freien Wohnungsmarkt
eine Wohnung zu finden. Doch auf dringliche Hilfe warten sie vergeblich.

"Es gibt soziale Investoren, die sofort für Menschen in Wohnungsnot bauen
können. Wir verstehen nicht, warum die Stadt dieses Angebot nicht
aufgreift", kritisiert Kampagnen-Sprecher und Diakonie-Chef Dirk Ahrens.
Die explodierenden Bodenpreise hätten in den vergangenen Jahren dazu
geführt, dass Wohnungsbau für vordringlich Wohnungsuchende kostendeckend
nicht mehr möglich ist, erklärt Reiner Schäfer von der Behrens-Stiftung.
Die Stiftung sei daher auf städtische Flächen angewiesen. "Als Stiftung
sind wir dauerhaft dem Ziel verpflichtet, Wohnungen für bedürftige Menschen
zu bauen und an sie zu vermieten", sagt Schäfer. "So tragen wir nachhaltig
dazu bei, die Not von Menschen zu lindern, die wenig Chancen auf dem
Wohnungsmarkt haben. Damit wären wir ein idealer Partner der Stadt und
würden dies gern noch viel stärker einbringen."

Der Geschäftsführer der Behrens-Stiftung unternahm heute mit Rainer Hölzke
und Petra Eggert von Schlüsselbund eG und Dirk Ahrens einen symbolischen
Spatenstich auf einem Gelände der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
(BImA). Die Fläche zählt zu den Potentialflächen der Science City
Bahrenfeld. "Hier könnten wir ohne Probleme innerhalb kürzester Zeit bis zu
30 Wohnungen für Menschen in Not bauen", sagt Petra Eggert. Die Stadt
könnte dem Bund die seit Jahren leerstehende Fläche abkaufen. Sogar zu
einem vergünstigten Preis, wenn die Stadt sich zum Bau von Sozialwohnungen
verpflichtet. Bislang obliegt der Bau solcher Wohnungen fast ausschließlich
städtischen Unternehmen. Der Unterkunftsbetreiber fördern und wohnen stellt
in diesem Jahr allerdings nur etwas mehr als 50 Wohnungen fertig. Zu wenig,
angesichts der rund 12.000 Haushalte, die dringend auf Hilfe warten.

 * 
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INTERNATIONAL/299: Lula aus der Haft entlassen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Lula aus der Haft entlassen

von Erich Nepomuceno



(Río de Janeiro, 8. November 2019, La Jornada).- Nach 580 Tagen Haft hat
der brasilianische Ex-Präsident Lula da Silva am 8. November das Gefängnis
verlassen. Am Morgen hatten seine Anwält*innen die sofortige Aussetzung der
Haft beantragt. Um 16:15 hatte das Gericht dem Antrag stattgegeben, um
17:52 trat der bekannteste politische Gefangene der Welt durch die Tür der
Haftanstalt in Curitiba im Bundesstaat Paraná, zwar etwas dünner als bei
seiner Verhaftung, aber elegant gekleidet und in guter physischer
Verfassung. Vor der Tür erwarteten ihn neben seiner derzeitigen Partnerin
Rosangela da Silva Hunderte seiner Anhänger*innen, darunter die Gruppe, die
nach seiner Festnahme die Kampagne "Freiheit für Lula" initiiert und sich
jeden Tag getroffen hatte, um gemeinsam: "Guten Morgen, Präsident Lula",
"Guten Tag, Präsident Lula" und "Guten Abend, Präsident Lula" zu rufen.

Zunächst dankte Lula seinen Unterstützer*innen: "Ihr habt keine Ahnung, was
es bedeutet, dass ich jetzt hier vor euch stehe. Ihr habt die Demokratie
aufrechterhalten und mir die Kraft gegeben, diese Dämlichkeit und
Gemeinheit auszuhalten, die ein zutiefst verdorbener Teil des
brasilianischen Staates mir und auch der Demokratie zugemutet hat." Dann
stellte er die Soziologin Rosangela da Silva vor: "Obwohl ich im Gefängnis
saß, ist es mir gelungen, eine neue Freundin zu finden. Wir haben
ausgemacht, dass wir heiraten, wenn ich freikomme", erklärte er lachend.

Harsche Kritik an der Regierung Bolsonaros

Nicht nur Freude und Erleichterung fanden Platz in seiner Rede, sondern
auch harsche Kritik gegenüber Sergio Moro, dem ehemaligen Richter und
derzeitigen Justizminister der ultrarechten Regierung, dem Staatsanwalt
Deltan Dallagnol und einigen Funktionären der Bundespolizei. "Die
Bundespolizei, die Staatsanwaltschaft und Richter Moro mit ihren Lügen waren
nicht in erster Linie darauf aus, einen Mann ins Gefängnis zu bringen. Sie
wollten eine Idee vernichten."

Es war wie üblich eine improvisierte Rede, die nicht länger als fünfzehn
Minuten dauerte. Eine größere Veranstaltung zu Ehren seiner Haftentlassung
wird in Kürze in San Bernardo stattfinden. Dort ist der Sitz der
Metallgewerkschaft, der Lula während der Diktatur vorstand, und auch die
Arbeiter*innenpartei PT wurde in dem Ort neben San Pablo ins Leben gerufen.

Die Verteidigung erklärte, sie werde weiterhin für die Einstellung des
Verfahrens kämpfen, das ohne Beweise, lediglich auf der Grundlage von
"Überzeugungen" des Richters Moro, Lulas Verhaftung entschieden hatte.
Unterstützung erhält sie nun von dem US-amerikanischen Journalisten Glenn
Greenwald. In dem Online-Magazin The Intercept Brasil hatte dieser
offengelegt, wie Moro seine richterlichen Aufgaben deutlich überdehnt, die
gesamte Anklage koordiniert und die Schritte der Staatsanwälte im Gefolge
von Dallagnol gelenkt hatte.

Wie lange sich die rechtliche Auseinandersetzung der Verteidigung hinziehen
wird, ist unklar. Dass Lula die Politik in Kürze wieder aktiv mitgestalten
wird, steht hingegen seit gestern fest.

Lulas politische Strategie

Zu der Frage, wie sich der Ex-Präsident nach seiner Freilassung in die
Politik einbringen würde, gab es im Vorfeld zwei strategische Überlegungen.
Die erste war, dass er versuchen könnte, eine breite Opposition gegen die
Regierung Bolsonaro zu formieren, die zweite, eine intensive Kampagne gegen
die ultrarechte Führung des Landes zu mobilisieren, die auf dessen
Wirtschaftsprogramm und den nachteiligen Auswirkungen für die
Arbeiterschaft fokussiert.

Die erste Möglichkeit war in den leitenden Gremien der PT breit diskutiert
und von allen verworfen worden, einschließlich vom Ex-Präsidenten selbst.

Lula selbst hatte immer betont, dass er, sobald er freikäme, die Opposition
gegen den ultrarechten Präsidenten stärken und auf die Schäden hinweisen
werde, die der kompromisslose Neoliberalismus des Wirtschaftsministeriums
unter Paulo Guedes der Gesellschaft zufüge. (Guedes war bereits während der
Diktatur Augusto Pinochets in Chile als Beamter tätig gewesen.) Er werde
jedoch nicht die direkte Konfrontation mit Bolsonaro suchen, dafür sei es
notwendig, sich auf dessen rüpelhaftes Niveau herabzulassen, und das sei
keine Option.

Seine Strategie besteht nun also darin, jeden Schritt der Regierung zu
kommentieren und darzulegen, was dieser für Folgen hat, insbesondere für
die Arbeitslosenquote und die zunehmende Verarmung und Verelendung der
Bevölkerung.

Außerdem wird nun bei jedem öffentlichen Auftritt der Vergleich zwischen
der Situation heute und dem seinerzeit von Lula regierten Brasilien
gezogen. Heute beträgt die Zahl der Arbeitslosen zwölf Millionen; weitere
26 Millionen sind nur gering beschäftigt oder stehen in prekären
Arbeitsverhältnissen, 13 Millionen leben in Armut, die Zahlen haben sich
also im Verhältnis zur Situation unter seiner Regierung deutlich verändert.

Dazu wird er an die sozialen Programme erinnern, die er ins Leben gerufen
hatte, darunter "Mein Zuhause, mein Leben" zur Förderung und Vergabe von
Sozialwohnungen, die Vergabe von Auslandsstipendien durch das
Förderprogramm "Wissenschaft ohne Grenzen" und Universitätsstipendien im
Inland, die derzeit Bolsonaros Sparkurs zum Opfer fallen.

Lula kehrt mit voller Kraft auf die Straße zurück. Die politische Szenerie
Brasiliens wird radikal auf den Kopf gestellt. Nun leidet die Bevölkerung
nicht mehr nur unter den Folgen der von Bolsonaro und den seinen
initiierten Katastrophen - nun wird man auch wieder Lulas Stimme hören.
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Verteidigung kann sofortige Freilassung Lulas beantragen



(Brasilia, 8. November 2019, la diaria/prensa latina).- Das Oberste
Bundesgericht in Brasilien hat am 7. November 2019 entschieden, dass der
Vollzug von Haftstrafen nach einer Verurteilung in der zweiten
gerichtlichen Instanz verfassungswidrig ist. Die Verteidigung Luiz Inácio
Lula da Silvas wird somit die sofortige Freilassung des brasilianischen
Ex-Präsidenten beantragen.

"Das bedeutet, dass Lulas 579 Tage währende Inhaftierung [ausgehend vom 7.
November, dem Tag an dem die Entscheidung getroffen wurde] weder mit dem
Gesetz (...) noch mit der Verfassung unseres Landes vereinbar ist(...),
worauf wir bereits von Anfang an hingewiesen hatten", teilten die
Anwält*innen Cristiano Zanin Martins und Valeska Texeira mit, die zu den
Verteidiger*innen des ehemaligen Gewerkschafters gehören. Für den 8.
November sei ein Gespräch mit Lula angesetzt, und anschließend werde man
dem Gericht "unsere Forderung vorlegen: seine sofortige Freilassung auf der
Grundlage der Entscheidung des Obersten Bundesgerichts. [...] Ferner
fordern wir das Oberste Bundesgericht auf, den Sachverhalt neu zu prüfen.
Wir wollen erreichen, dass das gesamte Verfahren für nichtig erklärt wird,
denn es besteht der Verdacht, dass Ex-Richter Sérgio Moro und die
Staatsanwälte des Korruptionsskandals Lava Jato befangen waren. [...] Lula
hat nichts Rechtswidriges getan, sondern ist vielmehr Opfer strategischer
Machenschaften, die sich des Gesetzes bedienen wollten, um gezielt
politische Verfolgung zu betreiben."

Mit sechs zu fünf Stimmen entschied das höchste Gericht Brasiliens, dass
alle zur Verfügung stehenden Rechtsmittel ausgeschöpft sein müssen, bis es
zum Haftantritt kommt. Alle nach der zweiten gerichtlichen Instanz
Inhaftierten können sich nun auf diese Entscheidung berufen; somit kann nun
auch Lula aus dem Gefängns in Curitiba im im südlichen Bundesstaat Paraná
entlassen werden.

Der Gründer der Arbeiterpartei PT ist seit dem 7. April 2018 in Haft,
nachdem er wegen Geldwäsche und Korruption zu acht Jahren und zehn Monaten
Gefängnis verurteilt worden war. Das von Sérgio Moro in der ersten Instanz
verhängte Urteil wurde anschließend vor dem Berufungsgericht bestätigt.
Nach der Entscheidung des Obersten Bundesgerichts darf er das Gefängnis
verlassen und in Freiheit auf die Ergebnisse der Eingaben seiner
Anwält*innen bei den beiden höchsten gerichtlichen Instanzen des Landes
warten. Ebenso können nun weitere 4.895 Menschen die Aussetzung ihrer Haft
beantragen. Unklar ist, ob seine Haftentlassung mit bestimmten Bedingungen
verbunden sein wird.

Bereits am Tag vor der Entscheidung kamen Demonstrant*innen vor dem Sitz
des Bundesgerichts zusammen, um ihre Solidarität mit dem Ex-Präsidenten zu
bekunden. Die Entscheidung wurde von Mitgliedern der PT als Beginn einer
neuen politischen Etappe gefeiert.
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SCHACH-SPHINX/07085: Duell der Elektronengehirne (SB)


Zu Zeiten, als die Schachcomputer noch nicht das Terrain völlig
beherrschten, fragten sich die Großmeister, wie wohl eine Zukunft
aussehen werde, in welcher der Mensch gegen die elektronische
Rechengewalt chancenlos sei. Der verstorbene FIDE-Präsident und Ex-
Weltmeister Max Euwe sah eine düstere Welt voraus: "Wenn die Maschinen
mit Weltmeisterstärke spielen, wird das Interesse am Schach
nachlassen, weil kein Zweikampf von Programmierern den mitreißenden
Kampf der Schachspieler mit all ihren menschlichen Stärken und
Schwächen ersetzen kann." Sein Kollege aus alten Tagen, Michail
Botwinnik, wie Euwe ein Ex-Regent und inzwischen ebenfalls verstorben,
träumte indes von einer friedlichen Koexistenz: "Einst, wenn die
Computer auf den FIDE-Kongressen den Titel 'Internationaler
Großmeister' verliehen bekommen, muß man zwei Weltmeisterschaften
durchführen - eine für die Menschen und die andere für die Maschinen.
Im letzteren Fall werden natürlich nicht die Maschinen, sondern
eigentlich ihre Erbauer und Programmierer in Wettstreit treten." Euwe
und Botwinnik hatten den Triumph der Schachcomputer nicht mehr erleben
können. Indes fragt man sich doch, welche der beiden Visionen sich in
der Zukunft erfüllen wird. Im heutigen Rätsel der Sphinx traten
'Caissa' aus Rußland und 'Franz' aus Österreich bei der
Weltmeisterschaft in Stockholm 1974 gegeneinander an. Caissa siegte
und wurde schließlich elektronischer Schachweltmeister, Wanderer.
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Caissa - Franz

Stockholm 1974


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Trotz aller Grabreden führte Boris Spasski das Königsgambit zu einem
fulminanten Sieg: 1.Se4-d6! Sd7-f8 - noch zögerte Bronstein, das Opfer
anzunehmen - 2.Sd6xf7! e2xf1D+ 3.Ta1xf1 Lc8-f5 - denn 3...Kg8xf7 endet
im Matthöhepunkt 4.Sf3-e5+ Kf7-g8 5.Dd3-h7+!! Sf8xh7 6.Lc2-b3+ Kg8-f8
7.Se5-g6# oder 4...Kf7-e6 5.Lc2-b3+ Dd8-d5 6.Dd3-f5# - 4.Dd3xf5 Dd8-d7
5.Df5-f4 Le7-f6 6.Sf3-e5 Dd7-e7 7.Lc2-b3 - der Schlußangriff rollt
über die weißen Felder - 7...Lf6xe5 8.Sf7xe5+ Kg8-h7 9.Df4-e4+ und
Schwarz gab auf, denn auf jede beliebige Antwort gewinnt 10.Tf1xf8



Erstveröffentlichung am 21. Oktober 2006
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